Rechtsanwaltsordnung (RAQO)

I. Abschnitt - Erfordernisse zur Ausibung der Rechtsanwaltschaft

81

(1) Zur Ausiibung der Rechtsanwaltschaft in der Republik Osterreich bedarf es keiner
behordlichen Ernennung, sondern lediglich der Nachweisung der Erfillung der
nachfolgenden Erfordernisse und der Eintragung in die Liste der Rechtsanwélte (8§ 5 und
5a).

(1a) Soweit in diesem Bundesgesetz auf natlrliche Personen bezogene Bezeichnungen nur in
mannlicher Form angefiihrt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Manner in gleicher
Weise. Bei der Anwendung der Bezeichnung auf bestimmte natiirliche Personen ist die
jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.

(2) Diese Erfordernisse sind:

a) die Osterreichische Staatsblrgerschaft;

b) die Eigenberechtigung;

c) der Abschluss eines Studiums des 6sterreichischen Rechts (§ 3);"

d) die praktische Verwendung in der gesetzlichen Art und Dauer;

e) die mit Erfolg zurlickgelegte Rechtsanwaltsprifung;

f) die Teilnahme an den nach den Richtlinien fir die Ausbildung von
Rechtsanwaltsanwartern erforderlichen Ausbildungsveranstaltungen im Ausmafl von
hdchstens 42 Halbtagen,

g) der Abschluf? einer Haftpflichtversicherung nach § 21 a.

(3) Die Staatsangehorigkeit eines Mitgliedstaates der Europdischen Union oder eines anderen
Vertragsstaats des Abkommens (ber den Europdischen Wirtschaftsraum oder der
Schweizerischen  Eidgenossenschaft ist der 0Osterreichischen  Staatsbiirgerschaft
gleichzuhalten.

(4) Der Rechtsanwalt kann sich nur dann in das Firmenbuch eintragen lassen, wenn er die
Rechtsanwaltschaft in Form einer Rechtsanwaltschafts-Gesellschaft austibt.

(5) Die Eintragung der Berufsbezeichnung ,,Rechtsanwalt* in das Firmenbuch darf nur unter
Nachweis der Zustimmung der Rechtsanwaltskammer erfolgen.

§ la

(1) Die Austibung der Rechtsanwaltschaft ist auch in der Rechtsform der Gesellschaft
blrgerlichen Rechts, in der Rechtsform der offenen Gesellschaft oder der
Kommanditgesellschaft (Rechtsanwalts-Partnerschaft) und der Gesellschaft mit
beschrankter Haftung zuldssig. Die Ausubung der Rechtsanwaltschaft darf nur im
Einklang mit den berufsrechtlichen Vorschriften erfolgen. Sie bedarf der Eintragung in die
Liste der Rechtsanwalts-Gesellschaften bei der Rechtsanwaltskammer, in deren Sprengel
die Gesellschaft ihren Kanzleisitz hat. Fur die Rechtsanwalts-Partnerschaft und die
Gesellschaft mit beschréankter Haftung ist die Eintragung in das Firmenbuch
Voraussetzung flr die Eintragung in die Liste der Rechtsanwalts-Gesellschaften. Sie ist
dem Ausschuss der zustdndigen Rechtsanwaltskammer nachzuweisen.
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(2) Die beabsichtigte Errichtung der Gesellschaft ist unter Verwendung eines vom
Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag aufzulegenden Formblatts beim AusschuR der
zustandigen Rechtsanwaltskammer anzumelden. Die Anmeldung hat zu enthalten:

1. die Art der Gesellschaft und die Gesellschaftsbezeichnung, die einen Hinweis auf die
Ausiibung der Rechtsanwaltschaft zu enthalten hat, bei einer Rechtsanwalts-
Partnerschaft und einer Gesellschaft mit beschrénkter Haftung die Firma (8 19 Abs. 1
Z 4 UGB; § 1b);

2. Namen, Anschriften, Kanzleisitze und Berufsbezeichnungen der zur Vertretung und
Geschaftsfuhrung berechtigten Gesellschafter sowie Namen und Anschriften der
ubrigen Gesellschafter; 8 12 Abs. 1 EIRAG, BGBI. I Nr. 27/2000, gilt sinngemal;

3. den Kanzleisitz der Gesellschaft;

4. alle weiteren Angaben, aus denen hervorgeht, dal die Erfordernisse der §8 21a und
21c erfullt sind;

5. die Erklarung aller Rechtsanwalts-Gesellschafter, dall sie in Kenntnis ihrer
disziplindaren Verantwortung die Richtigkeit der Anmeldung bestétigen.

(3) Jede Anderung der nach Abs 2 in der Anmeldung anzufiihrenden Umstinde ist
unverzuglich unter Verwendung des Formblattes nach Abs 2 mit einer entsprechenden
Erklarung nach Abs 2 Z 5 beim Ausschul’ der Rechtsanwaltskammer anzumelden.

(4) Die Eintragung in die Liste ist vom Ausschuss zu verweigern oder zu streichen, wenn sich
herausstellt, dass die Erfordernisse der 88 21a oder 21c nicht oder nicht mehr vorliegen.
8 5 Abs. 2 zweiter Satz und § 5a sind sinngemé&R anzuwenden. Soweit nicht Gefahr im
Verzug vorliegt, kann der Ausschuss der Gesellschaft vor ihrer Streichung eine sechs
Monate nicht (bersteigende Frist einrdumen, um einen dem Gesetz entsprechenden
Zustand herzustellen. Von der Streichung der Eintragung ist das Firmenbuchgericht zu
verstandigen (8 13 FBG).

(5) Zur Eintragung einer Rechtsanwalts-Partnerschaft oder einer Rechtsanwalts-Gesellschaft
in der Rechtsform einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung sowie flr jede weitere auf
eine derartige Gesellschaft beziigliche Eintragung in das Firmenbuch bedarf es der
Vorlage einer Erklarung der zustdndigen Rechtsanwaltskammer, dass gegen diese
Eintragung kein Einwand besteht. Bei Sprengel (berschreitender Sitzverlegung der
Gesellschaft ist jene Rechtsanwaltskammer zur Abgabe der Erklarung zustandig, in deren
Sprengel der Sitz verlegt wird. Ein Einwand ist nur dann zu erheben, wenn die
beabsichtigte Eintragung dem Gesetz widerspricht; 8 5 Abs. 2 zweiter Satz und § 5a sind
sinngemaR anzuwenden.

(6) Die Rechtsanwilte betreffenden Vorschriften gelten sinngeméal auch fiir Rechtsanwalts-
Gesellschaften.

§1b

(1) Die Firma oder die Bezeichnung einer Rechtsanwalts-Gesellschaft darf nur die Namen
eines oder mehrerer der folgenden Personen enthalten: eines Gesellschafters, der
Rechtsanwalt im Sinn des § 21c Z 1 lit. a ist, oder eines ehemaligen Rechtsanwalts, der
auf die Rechtsanwaltschaft verzichtet hat und im Zeitpunkt der Verzichtleistung
Gesellschafter war oder dessen als Rechtsanwalts-Gesellschaft oder Einzelunternehmen
gefiihrte Kanzlei von der Gesellschaft fortgefiihrt wird. Die Namen anderer Personen
durfen in die Firma nicht aufgenommen werden. § 12 Abs. 1 EIRAG, BGBI. |
Nr. 27/2000, gilt sinngemali. Als Sachbestandteil ist nur ein Hinweis auf die Ausiibung
der Rechtsanwaltschaft aufzunehmen. An die Stelle der Bezeichnung ,offene
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Gesellschaft kann die Bezeichnung ,,Partnerschaft“ oder — sofern die Firma nicht die
Namen aller Gesellschafter enthdlt — der Zusatz ,,und (&) Partner”, an die Stelle der
Bezeichnung , Kommanditgesellschaft“ kann die Bezeichnung , Kommandit-
Partnerschaft* treten.

(2) Die Bezeichnung des Rechtsanwaltsunternehmens, das in Form einer Rechtsanwalts-
Partnerschaft oder einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung fortgesetzt wird, darf -
jedoch nur mit einem die neue Rechtsform andeutenden Zusatz - weitergefihrt werden.

§2

(1) Die zur Auslibung der Rechtsanwaltschaft erforderliche praktische Verwendung hat in der
rechtsberuflichen Tétigkeit bei Gericht oder einer Staatsanwaltschaft und bei einem
Rechtsanwalt zu bestehen; sie kann auRerdem in der rechtsberuflichen Tatigkeit bei einem
Notar oder, wenn die Tatigkeit fur die Ausiibung der Rechtsanwaltschaft dienlich ist, bei
einer Verwaltungshehorde, an einer Hochschule oder bei einem Wirtschaftsprifer oder
Steuerberater' bestehen. Die Tatigkeit bei der Finanzprokuratur ist der bei einem
Rechtsanwalt gleichzuhalten. Die praktische Verwendung bei einem Rechtsanwalt ist nur
anrechenbar, soweit diese Tatigkeit hauptberuflich und ohne Beeintrachtigung durch eine
andere berufliche Tatigkeit ausgetbt wird; anrechenbar sind insoweit auch Zeiten des
gesetzlichen Urlaubs oder der Verhinderung wegen Krankheit, Unfalls oder eines
Beschaftigungsverbots nach dem Mutterschutzgesetz. In den Féallen der Herabsetzung der
Normalarbeitszeit nach den 88 14a wund 14b AVRAG oder nach dem
Behinderteneinstellungsgesetz fur beginstigte Behinderte sowie in den Féllen einer
Teilzeitbeschaftigung nach dem Mutterschutzgesetz oder dem Vater-Karenzgesetz ist die
Ausbildungszeit anzurechnen, auf die die Normalarbeitszeit herabgesetzt wurde.

(2) Die praktische Verwendung im Sinn des Abs 1 hat fiinf Jahre zu dauern. Hievon sind im
Inland mindestens finf Monate bei Gericht oder einer Staatsanwaltschaft und mindestens
drei Jahre bei einem Rechtsanwalt zu verbringen.

(3) Auf die Dauer der praktischen Verwendung, die nicht zwingend bei Gericht, einer
Staatsanwaltschaft oder einem Rechtsanwalt im Inland zu verbringen ist, sind auch
anzurechnen:

1. Zeiten einer an ein Studium des oOsterreichischen Rechts (8 3) anschlieRenden
universitaren Ausbildung bis zum HéchstausmaRl von sechs Monaten, wenn damit im
Zusammenhang ein weiterer rechtswissenschaftlicher akademischer Grad erlangt
wurde;”

2. eine im Sinn des Abs 1 gleichartige praktische Verwendung im Ausland, wenn diese
Tatigkeit fur die Auslibung der Rechtsanwaltschaft dienlich gewesen ist.

(4) Die praktische Verwendung kann friihestens vom erfolgreichen Abschluss eines Studiums
des Gsterreichischen Rechts (8§ 3) an gerechnet werden. Eine mehrfache Beruicksichtigung
von Zeiten nach Abs 1 bis 3 ist ausgeschlossen.”

*

§3

(1) Das zur Ausubung der Rechtsanwaltschaft erforderliche Studium des Osterreichischen
Rechts ist an einer Universitdt zurtickzulegen und mit einem rechtswissenschaftlichen
akademischen Grad abzuschlieBen, wobei diesem auch mehrere Studien (88 54 ff
Universitatsgesetz 2002) zu Grunde liegen konnen. Die Studiendauer hat mindestens vier

Rechtsanwaltsordnung (RAO) — Stand: 1.1.2014
www.rechtsanwaelte.at

Osterreichischer Rechtsanwaltskammertag



Jahre mit einem Arbeitsaufwand von zumindest 240 ECTS-Anrechnungspunkten
(8 51 Abs. 2 Z 26 Universitatsgesetz 2002) zu betragen.

(2) Im Rahmen des Studiums nach Abs. 1 sind nachweislich angemessene Kenntnisse Uber

folgende Wissensgebiete zu erwerben:

1. osterreichisches birgerliches Recht und 6sterreichisches Zivilverfahrensrecht,

2. Osterreichisches Straf- und Strafprozessrecht,

3. osterreichisches Verfassungsrecht einschliellich der Grund- und Menschenrechte und
Osterreichisches Verwaltungsrecht einschliel3lich des VVerwaltungsverfahrensrechts,

4. Osterreichisches Unternehmensrecht, Osterreichisches Arbeits- und Sozialrecht und
Osterreichisches Steuerrecht,

5. Europarecht; allgemeines Volkerrecht,

6. erforderlichenfalls sonstige rechtswissenschaftliche Wissensgebiete und

7. Grundlagen des Rechts; wirtschaftswissenschaftliche Wissensgebiete; sonstige
Wissensgebiete mit Bezug zum Recht.

Diese Wissensgebiete sind in einem zur Sicherstellung der fir die Ausiibung des Berufs

des Rechtsanwalts erforderlichen rechtswissenschaftlichen Ausbildung angemessenen

Umfang vorzusehen. Der Arbeitsaufwand fir diese Wissensgebiete hat insgesamt

zumindest 200 ECTS-Anrechnungspunkte zu betragen, wobei auf rechtswissenschaftliche

Wissensgebiete zumindest 150 ECTS-Anrechnungspunkte zu entfallen haben. Der

Nachweis der Kenntnisse ist durch positiv abgelegte Priifungen und/oder positiv beurteilte

schriftliche Arbeiten einschlieBlich der Arbeit nach Abs. 3 zu erbringen, wobei der

Gegenstand der Priifung oder Arbeit jeweils auch mehreren Wissengebieten enthommen

sein kann.

(3) Im Rahmen des Studiums ist auch eine schriftliche, positiv beurteilte Arbeit zu erstellen,
deren inhaltlicher Schwerpunkt auf einem oder mehreren der in Abs. 2 genannten
rechtswissenschaftlichen Wissensgebiete gelegen sein muss und die dem Nachweis der
Fahigkeit zum selbstandigen rechtswissenschaftlichen Arbeiten dient.

(4) Ein von einem Staatsangehdrigen der Mitgliedstaaten der Européischen Union und der
anderen Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Europdischen Wirtschaftsraum sowie
der Schweizerischen Eidgenossenschaft an einer Universitdt zurtickgelegtes und mit
einem  rechtswissenschaftlichen  akademischen Grad abgeschlossenes anderes
rechtswissenschaftliches Studium entspricht nur bei Gleichwertigkeit den Erfordernissen
nach Abs. 1. Die Gleichwertigkeit der Ausbildung und ihrer Inhalte ist dann gegeben,
wenn die Kenntnisse und Fahigkeiten des Studienabsolventen den durch Absolvierung
eines Studiums des Osterreichischen Rechts nach den Abs. 2 und 3 bescheinigten
Kenntnissen und Féhigkeiten entsprechen. Die Prufung der Gleichwertigkeit,
gegebenenfalls auch deren Herstellung bei nur teilweiser Entsprechung hat nach den
Vorschriften des ersten Abschnittes des Ausbildungs- und
Berufsprifungsanrechnungsgesetzes zu erfolgen.

§4

Wo und in welcher Weise und Art die Rechtsanwaltspriufung abzulegen ist, wird durch das
Rechtsanwaltsprifungsgesetz, BGBI Nr. 556/1985, geregelt.
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(1) Wer die Rechtsanwaltschaft erlangen will, hat unter Nachweis aller gesetzlichen
Erfordernisse bei dem Ausschul der Rechtsanwaltskammer, in deren Sprengel er seinen
Kanzleisitz nimmt, unter Angabe des letzteren seine Eintragung in die Liste der
Rechtsanwaélte zu erwirken.

(1a) Ist fraglich, ob das vom Bewerber abgeschlossene Studium des 6sterreichischen Rechts
den Voraussetzungen des § 3 entspricht, kann der Ausschuss vor seiner Entscheidung auf
Kosten des Bewerbers im Wege des Prases der gemaR § 5 Abs. 4 ABAG zustandigen
Ausbildungsprifungskommission ein Gutachten eines oder mehrerer
Prifungskommissédre aus dem Kreis der Universitatsprofessoren (8 3 Abs. 3 ABAG)
einholen.”

(2) Die Eintragung in die Liste ist zu verweigern, wenn der Bewerber eine Handlung
begangen hat, die ihn des Vertrauens unwirdig macht. Der Ausschul} hat die notwendigen
Erhebungen zu pflegen und, wenn die Eintragung verweigert werden soll, den Bewerber
vorher einzuvernehmen.

(3) Sonst ist, wenn dem Bewerber nicht ein Grund nach den Bestimmungen dieses Gesetzes
entgegensteht, die Eintragung zu bewilligen.

(4) Inwiefern die Eintragung infolge eines Disziplinarerkenntnisses zu verweigern ist,
bestimmen die Disziplinarvorschriften.

(5) Die erfolgte Eintragung ist im Internet auf der Homepage des Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertags (http://www.rechtsanwaelte.at) unverziglich und allgemein
zuganglich zu veroffentlichen.

(6) Wird die Eintragung wegen Vertrauensunwirdigkeit abgewiesen, so kann ein neuerliches
Eintragungsansuchen bei keiner Rechtsanwaltskammer vor Ablauf von drei Jahren seit der
rechtskraftigen Abweisung gestellt werden.

§ ba

(1) Wird die Eintragung (8 5) vom Ausschul} verweigert, so steht dem Bewerber das Recht
der Berufung an den Obersten Gerichtshof (siebenter Abschnitt des Disziplinarstatuts flr
Rechtsanwaélte und Rechtsanwaltsanwarter) zu. Die Berufungsfrist betragt vier Wochen.

(2) Auf das Verfahren nach Abs 1 vor dem Obersten Gerichtshof sind die folgenden
Vorschriften anzuwenden:

1. Der Oberste Gerichtshof entscheidet mit Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

2. Die Entscheidung samt Griinden ist dem Ausschul zu Ubersenden, dem die
erforderlichen Zustellungen obliegen.

3. Im Ubrigen sind die 88 49 bis 52, 54, 55, 57 und 58 DSt sowie subsidiar die
Vorschriften des AuRStrG sinngemal anzuwenden, soweit deren Anwendung mit den
Grundsétzen und Eigenheiten des Eintragungsverfahrens vereinbar ist.

§ 6 - aufgehoben
§7

(1) Vor Eintragung in die Liste der Rechtsanwalte hat der Bewerber das folgende Gel6bnis
abzulegen:
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,Ich gelobe bei meinem Gewissen und bei meiner staatsbirgerlichen Ehre, der Republik
Osterreich treu zu sein, die Grundgesetze sowie alle anderen Gesetze und giiltigen
Vorschriften unverbriichlich zu beobachten und meine Pflichten als Rechtsanwalt
gewissenhaft zu erfiillen.*

(2) Das Gel6bnis ist in die Hande des Prasidenten der Rechtsanwaltskammer oder seines
Stellvertreters abzulegen. Es ist in Fallen der Ubersiedlung an einen anderen Ort zur
Ausiibung der Rechtsanwaltschaft nicht zu erneuern.

§7a

(1) Rechtsanwalte sind berechtigt, auch auBerhalb ihres Kanzleisitzes Kanzleiniederlassungen
einzurichten, wenn die Leitung jeder dieser Niederlassungen einem Rechtsanwalt
Ubertragen wird, der seinen Kanzleisitz an der Adresse der Niederlassung hat.

(2) Die  Errichtung einer Kanzleiniederlassung bedarf der Genehmigung der
Rechtsanwaltskammer, der der Rechtsanwalt angehort. Liegt eine der beabsichtigten
Kanzleiniederlassungen im Sprengel einer anderen Rechtsanwaltskammer, so ist diese
anzuhdren. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die im Abs 1 genannte Voraussetzung
erfallt ist.

(3) 85 Abs 2 zweiter Satz, 8 5a und § 21 Abs.1 letzter Satz gelten sinngeméR.

(4) Sowohl die Kanzlei als auch die Niederlassungen sind Abgabestellen im Sinn des
§ 13 Abs 4 ZustG.

I1. Abschnitt- Rechte und Pflichten der Rechtsanwalte

§8

(1) Das Vertretungsrecht eines Rechtsanwalts erstreckt sich auf alle Gerichte und Behdrden
der Republik Osterreich und umfaRt die Befugnis zur berufsméaRigen Parteienvertretung in
allen gerichtlichen und auBergerichtlichen, in allen Offentlichen und privaten
Angelegenheiten. Vor allen Gerichten und Behodrden ersetzt die Berufung auf die
Bevollmachtigung deren urkundlichen Nachweis.

(2) Die Befugnis zur umfassenden berufsméfiigen Parteienvertretung im Sinn des Abs 1 ist
den Rechtsanwalten vorbehalten. Die Berufsbefugnisse, die sich aus den dsterreichischen
Berufsordnungen fir Notare, Patentanwalte, Wirtschaftstreuhander und Ziviltechniker
ergeben, werden hiedurch nicht berihrt.

(3) Jedenfalls unberthrt bleiben auch die in sonstigen gesetzlichen Bestimmungen des
oOsterreichischen Rechts eingerdumten Befugnisse von Personen oder Vereinigungen zur
sachlich begrenzten Parteienvertretung, der Wirkungsbereich von gesetzlichen
Interessenvertretungen und von freiwilligen kollektivvertragsfahigen Berufsvereinigungen
der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer, die Auskunftserteilung oder Beistandsleistung
durch Personen oder Vereinigungen, soweit sie nicht unmittelbar oder mittelbar dem Ziel
wirtschaftlicher Vorteile dieser Personen oder Vereinigungen dienen, sowie in sonstigen
gesetzlichen Bestimmungen des osterreichischen Rechts eingerdumte Befugnisse, die in
den Berechtigungsumfang von reglementierten oder konzessionierten Gewerben fallen.

(4) Die Berufsbezeichnung ,Rechtsanwalt diirfen nur die in den Listen der
Rechtsanwaltskammern eingetragenen Personen fuihren. Andere Personen, die auf Grund
der Vorschriften des EIRAG die Berufsbezeichnung Rechtsanwalt zu fiihren berechtigt
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sind, durfen diese Berufsbezeichnung nur mit dem Hinweis auf den Ort ihres
Kanzleisitzes im Ausland fithren. Die Bezeichnung ,,Rechtsanwalt* darf nur der Firma
einer berufsbefugten Rechtsanwalts-Gesellschaft (8 21c) beigefligt und nur bei einer
solchen als Geschaftszweig (8 3 Z 5 FBG) angegeben und in das Firmenbuch eingetragen
werden. Gleiches gilt auch fur alle auf die Austbung der Rechtsanwaltschaft
hindeutenden Begriffe und Wendungen.

(5) Wird ein Rechtsanwalt als Mediator tétig oder flihrt er eine 6ffentliche Versteigerung nach
8 87c¢ NO durch, so hat er auch dabei die ihn als Rechtsanwalt treffenden Berufspflichten
einzuhalten. Besondere Regelungen fiir Mediatoren nach anderen Rechtsvorschriften
werden dadurch nicht beruhrt.

8 8a

(1) Der Rechtsanwalt ist im Hinblick auf die hier besonders hohe Gefahr der Geldwéscherei
(8 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (8 278d StGB) verpflichtet, alle Geschafte
besonders sorgfaltig zu prifen, bei denen er im Namen und auf Rechnung seiner Partei
Finanz- oder Immobilientransaktionen durchfuhrt oder fur seine Partei an deren Planung
oder Durchftihrung mitwirkt und die Folgendes betreffen:

1. den Kauf oder den Verkauf von Immobilien oder Unternehmen,

2. die Verwaltung von Geld, Wertpapieren oder sonstigen Vermodgenswerten, die
Eroffnung oder Verwaltung von Bank-, Spar- oder Wertpapierkonten oder

3. die Grindung, den Betrieb oder die Verwaltung von Treuhandgesellschaften,
Gesellschaften oder ahnlichen Strukturen, wie etwa Trusts oder Stiftungen,
einschlieBlich der Beschaffung der zur Griindung, zum Betrieb oder zur Verwaltung
von Gesellschaften erforderlichen Mittel.

(2) Der Rechtsanwalt hat angemessene und geeignete Strategien und Verfahren zur Erflllung
der ihm im Rahmen der Bekampfung von Geldwascherei (8§ 165 StGB) und
Terrorismusfinanzierung (8 278d StGB) auferlegten Sorgfaltspflichten in Ansehung von
Parteien, Verdachtsmeldungen, der Aufbewahrung von Aufzeichnungen, interner
Kontrolle, Risikobewertung und Risikomanagement sowie zur Sicherstellung der
Einhaltung der einschlagigen Vorschriften und der Kommunikation innerhalb seiner
Kanzlei einzufiihren und aufrechtzuerhalten, um Transaktionen, die mit Geldwascherei
(8 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (8 278d StGB) zusammenhdngen,
vorzubeugen und diese zu verhindern.

§ 8b

(1) Bei Vorliegen eines der in § 8a Abs. 1 angeflihrten Geschafte ist der Rechtsanwalt
verpflichtet, die Identitat seiner Partei und jene des wirtschaftlichen Eigentlimers (8§ 8d)
festzustellen und zu prufen:

1. bei Anknupfung eines auf gewisse Dauer angelegten Auftragsverhaltnisses
(Geschéftsbeziehung) vor Annahme des Auftrags,

2. bei allen sonstigen Geschéften, bei denen die Auftragssumme (die
Bemessungsgrundlage nach den Allgemeinen Honorar-Kriterien fiir Rechtsanwalte im
Verein mit dem RATG) mindestens 15 000 Euro betrégt, und zwar unabhéngig davon,
ob das Geschaft in einem einzigen Vorgang oder in mehreren Vorgangen, zwischen
denen eine Verbindung zu bestehen scheint, getatigt wird, vor Durchfiihrung des
Geschafts; ist die Auftragssumme (die Hohe der Bemessungsgrundlage) zunéchst
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nicht bekannt, so ist die Identitat festzustellen, sobald absehbar ist oder fest steht, dass
die Auftragssumme (die Hohe der Bemessungsgrundlage) voraussichtlich mindestens
15 000 Euro betréagt,

3. wenn er wei3, den Verdacht oder berechtigten Grund zu der Annahme hat, dass das
Geschaft der Geldwascherei (8 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (8 278d
StGB) dient oder

4. wenn er Zweifel an der Echtheit oder Angemessenheit der erhaltenen
Identitatsnachweise hat.

(2) Die Identitét der Partei ist durch personliche Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises
oder, wo dies nicht moéglich und die Vornahme einer Transaktion zur Sicherung der
Verteidigungsrechte oder des Rechts auf effektive Rechtsdurchsetzung im Sinn des Art. 6
EMRK geboten ist, einen amtlich dokumentierten, in gleicher Weise beweiskréftigen
Vorgang festzustellen. Als amtlicher Lichtbildausweis in diesem Sinne gelten von einer
staatlichen Behorde ausgestellte Dokumente, die mit einem nicht austauschbaren,
erkennbaren Kopfbild der betreffenden Person versehen sind und den Namen, die
Unterschrift und, soweit dies nach dem Recht des ausstellenden Staates vorgesehen ist,
auch das Geburtsdatum der Person sowie die ausstellende Behorde enthalten. Schreitet fiir
die Partei ein Vertreter ein, so ist dessen Identitat in gleicher Weise festzustellen. Die
Vertretungsbefugnis ist anhand geeigneter Bescheinigungen zu tberpriifen.

(3) Ist die Partei bei Ankniipfung der Geschéaftsbeziehung oder Durchfiihrung des Geschafts
nicht physisch anwesend (Ferngeschaft), so hat der Rechtsanwalt zusétzlich geeignete und
beweiskraftige MaRnahmen zu ergreifen, um die Identitdt der Partei verldsslich
festzustellen und zu prifen und dafiir zu sorgen, dass die erste Zahlung der Partei im
Rahmen des Geschafts (iber ein Konto abgewickelt wird, das im Namen des Kunden bei
einem Kreditinstitut erdffnet wurde, das in den Anwendungsbereich der Richtlinie
2005/60/EG féllt.

(4) Der Rechtsanwalt hat risikobasierte und angemessene MaRnahmen zur Uberpriifung der
Identitat des wirtschaftlichen Eigentiimers zu setzen. Der Nachweis der Identitat des
jeweiligen Auftraggebers hat bei naturlichen Personen durch Vorlage des Originals oder
einer Kopie des amtlichen Lichtbildausweises des jeweiligen Auftraggebers zu erfolgen,
bei juristischen Personen durch beweiskréftige Urkunden.

(5) Der Rechtsanwalt hat die nach Abs. 2 bis 4 zur Feststellung der Identitat vorgelegten
Unterlagen soweit als mdoglich im Original aufzubewahren. Bei amtlichen
Lichtbildausweisen und anderen Unterlagen, deren Aufbewahrung im Original nicht
mdglich oder nicht tunlich ist, sind Kopien anzufertigen und aufzubewahren.

(6) Der Rechtsanwalt hat auf der Grundlage einer risikobasierten Beurteilung Informationen
uber den Zweck und die angestrebte Art der Geschaftsbeziehung oder des Geschéafts
einzuholen und die Geschéftsbeziehung laufend zu Gberwachen. Erhohte Aufmerksamkeit
hat der Rechtsanwalt besonders komplexen oder solchen Geschéftsbeziehungen und
Geschaften zu widmen, die der Abwicklung besonders komplexer oder aufgrund ihrer
Konstruktion ungewohnlicher Transaktionen dienen sollen. Eine Verpflichtung zu
erhohter Aufmerksamkeit des Rechtsanwalts besteht ferner jedenfalls dann, wenn die
Partei oder der wirtschaftliche Eigentlimer den Sitz oder Wohnsitz in einem Staat hat, der
in einer von der FMA gemaR § 40b Abs. 1 BWG zu erlassenden Verordnung als Staat
angefuhrt ist, in dem laut glaubwiirdiger Quelle ein erhéhtes Risiko der Geldwéscherei
und der Terrorismusfinanzierung besteht. Die Uberwachung schlieRt eine Uberpriifung
der im Verlauf der Geschaftsbeziehung abgewickelten Transaktionen mit ein, um
sicherzustellen, dass diese mit den Kenntnissen des Rechtsanwalts tber die Partei, deren
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Geschaftstatigkeit und Risikoprofil einschliel3lich erforderlichenfalls der Quelle der Mittel
zusammenpassen. Der Rechtsanwalt hat daftir zu sorgen, dass die jeweiligen Dokumente,
Daten oder Informationen stets aktualisiert werden.

(7) Ist der Rechtsanwalt nicht oder nicht mehr in der Lage, die Identitat der Partei und jene
des wirtschaftlichen Eigentlimers festzustellen und zu priifen oder Informationen tber den
Zweck und die angestrebte Art der Geschéaftsbeziehung einzuholen, darf das
Auftragsverhaltnis nicht begrindet und die Transaktion nicht durchgefiihrt werden; eine
bereits bestehende Geschaftsbeziehung ist zu beenden. Uberdies ist eine Meldung an den
Bundesminister fir Inneres (Bundeskriminalamt, Geldwdaschemeldestelle gemaéR
8 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) in Erwdagung zu ziehen. Kommt die Partei
mutwillig einem berechtigten Auskunftsverlangen des Rechtsanwalts im Rahmen seiner
Identifizierungsverpflichtung nicht nach, so ist der Bundesminister flr Inneres
(Bundeskriminalamt, Geldwéschemeldestelle gemall 8§ 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-
Gesetz) zu verstandigen. § 8c Abs. 1 zweiter Satz gilt sinngemaR.

§8c

(1) In den Féllen des § 8a Abs. 1 hat der Rechtsanwalt unverziiglich den Bundesminister fir
Inneres  (Bundeskriminalamt,  Geldwéschemeldestelle gemd? § 4 Abs. 2
Bundeskriminalamt-Gesetz) zu informieren, wenn er wei8, den Verdacht oder
berechtigten Grund zu der Annahme hat, dass das Geschéft der Geldwascherei (8 165
StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (8 278d StGB) dient (Verdachtsmeldung). Der
Rechtsanwalt ist aber nicht zur Verdachtsmeldung hinsichtlich solcher Tatsachen
verpflichtet, die er von einer oder tber eine Partei im Rahmen der Rechtsberatung oder im
Zusammenhang mit ihrer Vertretung vor einem Gericht oder einer diesem vorgeschalteten
Behorde oder Staatsanwaltschaft erfahren hat, es sei denn, dass die Partei fur den
Rechtsanwalt erkennbar die Rechtshberatung offenkundig zum Zweck der Geldwaéscherei
(8 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (8 278d StGB) in Anspruch nimmt.

(1a) Von einer Verdachtsmeldung oder einer Meldung an den Bundesminister fiir Inneres
(Bundeskriminalamt, Geldwaschemeldestelle gemall 8 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-
Gesetz) nach § 8b darf der Rechtsanwalt nur die zur Bekdmpfung der Geldwéscherei und
Terrorismusfinanzierung zustdndigen Behdrden, die Rechtsanwaltskammer und die
Strafverfolgungsbehdrden in Kenntnis setzen (Verbot der Informationsweitergabe). Die
Weitergabe dieser Information innerhalb der Rechtsanwaltskanzlei sowie gegebenenfalls
der Rechtsanwalts-Gesellschaft ist zulassig. Das Verbot der Informationsweitergabe steht
Bemihungen des Rechtsanwalts nicht entgegen, die Partei davon abzuhalten, eine
rechtswidrige Handlung zu begehen. Ist die Partei auch Auftraggeber eines anderen
Rechtsanwalts aus einem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder einem Drittland, in
dem der Richtlinie 2005/60/EG gleichwertige Anforderungen sowie gleichwertige
Verschwiegenheits- und Datenschutzpflichten gelten, oder ist ein solcher Rechtsanwalt
sonst an der Transaktion der Partei beteiligt, so kénnen Informationen, die sich auf diese
Transaktion beziehen, zwischen den Rechtsanwélten weitergegeben werden. Die
ausgetauschten Informationen dirfen jedoch ausschlieflich zur Verhinderung der
Geldwascherei (8 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (8 278d StGB) verwendet
werden.

(2) Hat der Rechtsanwalt eine Verdachtsmeldung nach Abs. 1 zu erstatten, so darf er das
Geschaft nicht vornehmen, bevor er den Bundesminister fur Inneres (Bundeskriminalamt,
Geldwaschemeldestelle gemaR § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) benachrichtigt hat.
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Der Rechtsanwalt ist berechtigt, vom Bundesminister fiir Inneres (Bundeskriminalamt,
Geldwaschemeldestelle gemaR § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) zu verlangen, dass
dieser entscheidet, ob gegen die unverzugliche Durchfiihrung des Geschéfts Bedenken
bestehen; dullert sich der Bundesminister fur Inneres (Bundeskriminalamt,
Geldwéschemeldestelle geméaR 8§ 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) nicht bis zum Ende
des folgenden Werktags, so darf das Geschaft unverziglich durchgefuhrt werden. Falls
der Verzicht auf die Durchfiihrung des Geschéfts aber nicht méglich ist oder durch einen
solchen Verzicht die Ermittlung des Sachverhalts oder die Sicherstellung der
Vermdgenswerte erschwert oder verhindert wirde, so hat der Rechtsanwalt dem
Bundesminister fir Inneres (Bundeskriminalamt, Geldwdaschemeldestelle geméR
8 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) unmittelbar danach die nétige Information zu
erteilen.

(3) Der Bundesminister fir Inneres (Bundeskriminalamt, Geldwaschemeldestelle gemaR
8 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) ist ermé&chtigt, anzuordnen, dass die Durchfiihrung
eines solchen Geschafts zu unterbleiben hat oder vorlaufig aufzuschieben ist. Der
Bundesminister fur Inneres (Bundeskriminalamt, Geldwaschemeldestelle gemaR
8 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) hat den Rechtsanwalt, die Partei und die
Staatsanwaltschaft ohne unnétigen Aufschub von der Anordnung zu verstandigen. Mit der
Verstandigung des Rechtsanwalts gilt diese Anordnung als erlassen. Die Verstandigung
der Partei hat den Hinweis zu enthalten, dass sie oder ein sonst Betroffener berechtigt sei,
Beschwerde wegen Verletzung ihrer Rechte an das Bundesverwaltungsgericht zu erheben;
auf die in 88 7 und 9 VwWGVG enthaltenen Bestimmungen fiir solche Beschwerden ist
hinzuweisen. Sobald die Partei von einer solchen Anordnung zu verstandigen waére, darf
der Rechtsanwalt seine Partei jedenfalls davon in Kenntnis setzen.

(4) Der Bundesminister fir Inneres (Bundeskriminalamt, Geldwdaschemeldestelle gemaR
8 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) hat die Anordnung nach Abs. 3 aufzuheben,
sobald die Voraussetzungen fir die Erlassung weggefallen sind oder die
Staatsanwaltschaft erklart, dass die Voraussetzungen fiir die Beschlagnahme nach
8§ 115 Abs. 1 Z 3 StPO nicht bestehen. Die Anordnung tritt im Ubrigen auBer Kraft,

1. wenn seit ihrer Erlassung sechs Monate vergangen sind, oder
2. sobald das Gericht Uber einen Antrag auf Beschlagnahme nach § 115 Abs. 1 Z 3 StPO
rechtskraftig entschieden hat.

(5) Zur Wahrnehmung der ihm nach Abs. 1 bis 4 sowie 8 8b zukommenden Aufgaben ist der
Bundesminister fur Inneres (Bundeskriminalamt, Geldwéaschemeldestelle geméal 8 4 Abs.
2 Bundeskriminalamt-Gesetz) ermachtigt, die hiefur erforderlichen Daten natirlicher und
juristischer Personen sowie sonstiger Einrichtungen mit Rechtspersoénlichkeit zu ermitteln,
zu verarbeiten und mit Stellen anderer Staaten auszutauschen, denen die Bekdmpfung von
Geldwaéscherei und Terrorismusfinanzierung obliegt.

§8d

Wirtschaftliche Eigentlimer sind die natlrlichen Personen, in deren Eigentum oder unter
deren Kontrolle die Partei letztlich steht oder in deren Auftrag sie handelt. Der Begriff des
wirtschaftlichen Eigentiimers umfasst insbesondere:
1. bei Gesellschaften:
a) die natdrlichen Personen, in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle eine
Rechtsperson Uber das direkte oder indirekte Halten oder Kontrollieren eines
ausreichenden Anteils von Aktien oder Stimmrechten jener Rechtsperson,
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einschlieBlich Uber Beteiligungen in Form von Inhaberaktien, letztlich steht, bei der es
sich nicht um eine auf einem geregelten Markt notierte Gesellschaft handelt, die dem
Gemeinschaftsrecht entsprechenden Offenlegungsanforderungen oder gleichwertigen
internationalen Standards unterliegt; ein Anteil von 25 % plus einer Aktie gilt als
ausreichend, damit dieses Kriterium erfullt wird;

die natirlichen Personen, die auf andere Weise die Kontrolle (ber die
Geschaftsleitung einer Rechtsperson ausiiben;

bei Rechtspersonen, wie beispielsweise Stiftungen, und bei Trusts, die Gelder
verwalten oder verteilen:

sofern die kinftigen Beglnstigten bereits bestimmt wurden, jene naturlichen
Personen, die die Begunstigten von 25% oder mehr der Zuwendungen eines Trusts
oder einer Rechtsperson sind;

sofern die Einzelpersonen, die Beginstigte des Trusts oder der Rechtsperson sind,
noch nicht bestimmt wurden, die Gruppe von Personen, in deren Interesse
hauptsachlich der Trust oder die Rechtsperson wirksam ist oder errichtet wurde;

die naturlichen Personen, die eine Kontrolle tUber 25% oder mehr des Vermdgens
eines Trusts oder einer Rechtsperson ausiben.

(1) Ausgenommen im Fall des § 8b Abs. 1 Z 3 entfallen die in 8 8b angefuihrten Pflichten zur
Feststellung und Prifung der Identitat der Partei und jener des wirtschaftlichen
Eigentlimers, zur Einholung von Informationen Uber den Zweck und die angestrebte Art

der

Geschéftsbeziehung, zu deren Uberwachung und zur Aktualisierung der

Informationen, wenn die Partei

1.

2.

B

b)

c)
d)

ein Kredit- oder Finanzinstitut ist, das in den Anwendungsbereich der Richtlinie
2005/60/EG féllt,

ein in einem Drittland ansdssiges Kredit- oder Finanzinstitut ist, das dort
Anforderungen unterworfen ist, die den in der Richtlinie 2005/60/EG vorgesehenen
Anforderungen gleichwertig sind, und einer Aufsicht in Bezug auf deren Einhaltung
unterliegt,

eine borsennotierte Gesellschaft ist, deren Wertpapiere zum Handel auf einem
geregelten Markt gemaB 8 2 Z 37 Bankwesengesetz in einem oder mehreren
Mitgliedstaaten zugelassen sind, oder eine borsennotierte Gesellschaft aus
Drittlandern ist, die gemaR einer auf Basis der Verordnungserméchtigung geman
8 85 Abs. 10 Bdrsegesetz durch die FMA zu erlassenden Verordnung
Offenlegungsanforderungen unterliegt, die dem Gemeinschaftsrecht entsprechen oder
mit diesem vergleichbar sind,

eine inldndische Behdrde ist oder

eine sonstige Behorde oder 6ffentliche Einrichtung ist,

die auf Grundlage des Vertrags Uber die Europdische Union, der Vertrdge zur
Grundung der Européischen Gemeinschaften oder des Sekundérrechts der
Gemeinschaft mit 6ffentlichen Aufgaben betraut wurde und

deren Identitat 6ffentlich nachprtfbar und transparent ist und zweifelsfrei feststeht und
deren Tatigkeiten und Rechnungslegungspraktiken transparent sind und

die gegenliber einem Organ der Gemeinschaft oder den Behdrden eines Mitgliedstaats
rechenschaftspflichtig ist oder in Ansehung derer anderweitige Kontroll- und
Gegenkontrollmechanismen zur Uberpriifung ihrer Tatigkeit bestehen, oder
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eine sonstige juristische Person ist,

die in einem Mitgliedstaat ansassig ist, der ihre Tatigkeit den Bestimmungen der
Richtlinie 2005/60/EG gemal deren Art. 4 unterstellt hat, und die gemaR deren Art. 37
Abs. 3 der Aufsicht durch die zustdndigen Behorden unterliegt, wobei die
Nichteinhaltung der Anforderungen der Richtlinie wirksame, verhaltnismaRige und
abschreckende Sanktionen nach sich zieht, und

deren Identitat 6ffentlich nachprifbar und transparent ist und zweifelsfrei feststeht und
die nach einzelstaatlichem Recht fur die Aufnahme des Finanzgeschéfts zwingend
einer Genehmigung bedarf, welche bei mangelnder Zuverlassigkeit und fachlicher
Eignung der die Geschafte fuhrenden nattrlichen Personen oder der wirtschaftlichen
Eigentimer verweigert werden kann und die einer umfassenden Aufsicht
(einschlieRlich von eingehenden Priifungen vor Ort) durch die zustdndigen Behorden
unterliegt, oder

eine Zweigniederlassung einer unter Z 6 fallenden Person ist, wenn und soweit der
Mitgliedstaat auch die Tétigkeit dieser Zweigniederlassung den Bestimmungen der
Richtlinie 2005/60/EG unterstellt hat.

(2) Der Rechtsanwalt hat aber jedenfalls ausreichende Informationen zu sammeln, um
verlésslich feststellen zu konnen, dass die Ausnahmebestimmung auf die Partei
Anwendung findet.

§8f"

(1) Bei Vorliegen eines der in § 8a Abs. 1 angefiihrten Geschéfte hat der Rechtsanwalt im
Rahmen seiner ldentifizierungspflicht zu prifen, ob die Partei eine in einem anderen
Mitgliedstaat oder in einem Drittstaat ansassige politisch exponierte Person im Sinne von
Abs. 2 ist. Zu diesem Zweck muss er (ber angemessene, risikobasierte Verfahren
verfiigen, an Hand derer dies bestimmt werden kann.

(2) Politisch exponierte Personen sind

1.

a)
b)

c)

d)

f)

natiirliche Personen, die folgende &ffentliche Amter auf nationaler Ebene,
Gemeinschaftsebene oder internationaler Ebene ausiiben oder innerhalb des letzten
Jahres ausgeubt haben:

Staatschefs, Regierungschefs, Minister, stellvertretende Minister und Staatssekretére,
Parlamentsmitglieder,

Mitglieder von obersten Gerichten, Verfassungsgerichten oder sonstigen hochrangigen
Institutionen der Justiz, gegen deren Entscheidungen, von auBergewdhnlichen
Umsténden abgesehen, kein Rechtsmittel eingelegt werden kann, es sei denn, sie
nehmen nur mittlere oder niedrigere Funktionen wahr,

Mitglieder der Rechnungshofe oder Vorstdnde von Zentralbanken, es sei denn, sie
nehmen nur mittlere oder niedrigere Funktionen wahr,

Botschafter, Geschaftstrager und hochrangige Offiziere der Streitkrafte (insbesondere
im Rang eines Generals oder Admirals), es sei denn, sie nehmen nur mittlere oder
niedrigere Funktionen wahr, oder

Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane staatlicher
Unternehmen, es sei denn, sie nehmen nur mittlere oder niedrigere Funktionen wabhr,
der Ehepartner oder die Ehepartnerin beziehungsweise bei Gleichstellung im
einzelstaatlichen Recht der Lebensgefahrte oder die Lebensgeféhrtin, die Kinder und
deren Ehepartner oder Ehepartnerinnen beziehungsweise Lebengefahrten oder
Lebensgefahrtinnen sowie die Eltern der in Z 1 genannten Person oder
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3. natirliche Personen, die bekanntermalRen mit einer in Z 1 genannten Person
gemeinsam  wirtschaftlicher Eigentimer (8 8d) von Rechtspersonen oder
Rechtsvereinbarungen  sind  oder mit  dieser Person  sonstige  enge
Geschaftsbeziehungen unterhalten, sowie natlrliche Personen, die alleinige
wirtschaftliche Eigentimer (8 8d) von Rechtspersonen oder Rechtsvereinbarungen
sind, die bekanntermalien tatsachlich zum Nutzen einer in Z 1 genannten Person
errichtet wurden.

(3) Ein Auftragsverhéltnis mit einer in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittstaat
ansassigen politisch exponierten Person darf nur nach vorheriger Zustimmung des
Rechtsanwalts  (eines  zur  Geschaftsfihrung  befugten  Rechtsanwalts  der
Rechtsanwaltsgesellschaft) eingegangen werden. Ist die Partei oder der wirtschaftliche
Eigentumer eine in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittstaat ansassige,
politisch exponierte Person, so hat der Rechtsanwalt angemessene Malinahmen zu
ergreifen, um die Herkunft der Mittel zu prufen, die im Rahmen der Geschéftsbeziehung
oder der Transaktion eingesetzt werden, und die Geschaftsbeziehung einer verstéarkten
fortlaufenden Uberwachung zu unterziehen.

§9

(1) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, die tbernommenen Vertretungen dem Gesetz geméal zu
fihren und die Rechte seiner Partei gegen jedermann mit Eifer, Treue und
Gewissenhaftigkeit zu vertreten. Er ist befugt, alles, was er nach dem Gesetz zur
Vertretung seiner Partei flr dienlich erachtet, unumwunden vorzubringen, ihre Angriffs-
und Verteidigungsmittel in jeder Weise zu gebrauchen, welche seinem Antrag, seinem
Gewissen und den Gesetzen nicht widerstreiten.

(1a) Der Rechtsanwalt ist entsprechend den technischen und organisatorischen Mdoglichkeiten
und den Erfordernissen einer geordneten Rechtspflege nach MalRgabe von Richtlinien
gemal § 37 Z 6 verpflichtet, fur die zur Wahrung, Verfolgung und Durchsetzung der ihm
anvertrauten Interessen notwendigen Einrichtungen, insbesondere um sich im Verkehr
mit Gerichten des elektronischen Rechtsverkehrs (8 89a GOG) zu bedienen, Sorge zu
tragen.

(2) Der Rechtsanwalt ist zur Verschwiegenheit tber die ihm anvertrauten Angelegenheiten
und die ihm sonst in seiner beruflichen Eigenschaft bekanntgewordenen Tatsachen, deren
Geheimhaltung im Interesse seiner Partei gelegen ist, verpflichtet. Er hat in gerichtlichen
und sonstigen behordlichen Verfahren nach MaRgabe der verfahrensrechtlichen
Vorschriften das Recht auf diese Verschwiegenheit. Gleiches gilt fir die Gesellschafter
sowie die Mitglieder der durch Gesetz oder Gesellschaftsvertrag vorgesehenen
Aufsichtsorgane einer Rechtsanwalts-Gesellschaft.

(3) Das Recht des Rechtsanwaltes auf Verschwiegenheit nach Abs 2 zweiter Satz darf durch
gerichtliche oder sonstige behdrdliche MaRRnahmen, insbesondere durch Vernehmung von
Hilfskréften des Rechtsanwaltes oder dadurch, daR die Herausgabe von Schriftstiicken,
Bild-, Ton- oder Datentrédgern aufgetragen wird oder diese beschlagnahmt werden, nicht
umgangen werden; besondere Regelungen zur Abgrenzung dieses Verbotes bleiben
unberuhrt.

(4) Bei Vorliegen eines der im 8§ 8a Abs. 1 angefuhrten Geschéafte hat der Rechtsanwalt dem
Bundesminister fur Inneres (Bundeskriminalamt, Geldwéschemeldestelle gemaél
8 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) auf Anfrage uber alle ihm bekannten Umsténde
Auskunft zu erteilen, soweit dies zur Klarung eines gegen die Partei gerichteten Verdachts

Rechtsanwaltsordnung (RAO) — Stand: 1.1.2014
www.rechtsanwaelte.at

Osterreichischer Rechtsanwaltskammertag



-14 -

auf Geldwascherei (8§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (8 278d StGB)
erforderlich ist. Diese Verpflichtung entféllt unter den in § 8c Abs. 1 zweiter Satz
genannten Voraussetzungen.

(5) Die gutgldubige Mitteilung an den Bundesminister fur Inneres (Bundeskriminalamt,
Geldwaschemeldestelle gemal § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) geméal 88 8b und
8c gilt nicht als Verletzung der Verschwiegenheitspflicht sowie anderer vertraglicher oder
durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften geregelter Bekanntmachungsbeschrdnkungen
(Geheimhaltungspflichten) und zieht fur den Rechtsanwalt keinerlei nachteilige
Rechtsfolgen nach sich.

§ %9a

Abweichend von 8§ 40a Abs. 4 BWG gilt bei Anderkonten von Rechtsanwalten, dass die
Identitdt der Personen, auf deren Rechnung die Gelder erliegen, vom Rechtsanwalt
festzustellen ist (8 8b Abs. 2). Informationen uber die tatséchliche Identitat dieser Personen
sind dem Kreditinstitut auf Anforderung bekanntzugeben. Die Unterlagen zum Nachweis von
deren Identitat sind vom Rechtsanwalt aufzubewahren (§ 8b Abs. 5).

§10

(1) Der Rechtsanwalt ist nicht verpflichtet, die Vertretung einer Partei zu Ubernehmen, und
kann dieselbe ohne Angabe der Griinde ablehnen; allein er ist verpflichtet, die Vertretung
oder auch nur die Erteilung eines Rates abzulehnen, wenn er die Gegenpartei in derselben
oder in einer damit zusammenhdangenden Sache vertreten hat oder in solchen
Angelegenheiten friher als Richter oder als Staatsanwalt tatig war. Ebenso darf er nicht
beiden Teilen in dem n&mlichen Rechtsstreit dienen oder Rat erteilen.

(2) Der Rechtsanwalt ist Uberhaupt verpflichtet, durch Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit in
seinem Benehmen die Ehre und Wirde des Standes zu wahren.

(3) Einer zahlungsfahigen Partei, deren Vertretung kein Rechtsanwalt freiwillig Gbernimmt,
hat der Rechtsanwaltsausschul? einen Rechtsanwalt als Vertreter zu bestellen, in welchem
Fall dieser gegen Sicherstellung der Vertretungsgebihren die Vertretung Ubernehmen
muR.

(4) Sieht das Gesetz vor, dass eine Urkunde vor einem Rechtsanwalt zu errichten ist, so hat
der Rechtsanwalt die Identitat der Partei an Hand eines amtlichen Lichtbildausweises zu
uberprifen, die Partei umfassend Uber die mdgliche Gestaltung der Urkunde und deren
Rechtswirkungen zu belehren und sich zu vergewissern, dass die Partei die Tragweite und
die Auswirkungen ihrer rechtsgeschaftlichen Verfiigung verstanden hat. Zum Nachweis
der Erflllung dieser Pflicht ist die Urkunde auch vom Rechtsanwalt zu unterfertigen.

(5) Dem Rechtsanwalt ist Werbung insoweit gestattet, als sie tUber seine berufliche Tatigkeit
wahr und sachlich informiert und mit seinen Berufspflichten im Einklang steht.

(6) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, sich fortzubilden. Dies gilt insbesondere fir jene
Wissensgebiete, welche Gegenstand des Studiums (8§ 3) und der Rechtsanwaltsprifung
(8 20 RAPG) sind.

§ 10a

(1) Eine von einem Rechtsanwalt dbernommene Treuhandschaft muss von diesem
eigenverantwortlich ausgelibt werden. Die Ubernahme von Burgschaften und die
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Darlehens- oder Kreditgewahrung sind ihm in diesem Zusammenhang untersagt. Die vom
Rechtsanwalt im Rahmen der Treuhandschaft zu besorgenden Aufgaben sind in dem
schriftlich abzuschliefenden Treuhandauftrag vollstdndig festzulegen. Der Rechtsanwalt
hat die von ihm tbernommenen Treuhandschaften in ein Verzeichnis mit fortlaufender
Nummerierung einzutragen.

(2) Ubersteigt der Treuhanderlag einer Treuhandschaft den Betrag von 40 000 Euro oder ist
fir die Treuhandschaft eine Absicherung in einer Treuhandeinrichtung der
Rechtsanwaltskammer in einer anderen gesetzlichen Vorschrift angeordnet, so ist die
Treuhandschaft jedenfalls Uber eine von der Rechtsanwaltskammer zu fuhrende
Treuhandeinrichtung abzuwickeln. Dies gilt nicht fir Betrage, die der Rechtsanwalt im
Rahmen einer Prozessfuihrung oder Forderungsbetreibung, der Verwaltung von Vermdgen
oder der Tatigkeit als Insolvenzverwalter entgegennimmt oder die der Entrichtung von
Gerichtsgebuhren, Steuern oder Abgaben gewidmet sind.

(3) Die Verpflichtung des Rechtsanwalts nach Abs. 2 entfallt, wenn die Partei, nachdem ihr
nachweislich zur Kenntnis gebracht wurde, dass diesfalls eine Sicherung der Abwicklung
der Treuhandschaft einschlie3lich eines Versicherungsschutzes entféllt, eine Abwicklung
uber die Treuhandeinrichtung gegenuber dem Rechtsanwalt schriftlich ausdricklich
ablehnt. Dies gilt nicht fir Treuhandschaften, fiir die eine Absicherung in einer
Treuhandeinrichtung der Rechtsanwaltskammer in einer anderen gesetzlichen Vorschrift
angeordnet ist.

(4) Liegt eine Uber eine Treuhandeinrichtung der Rechtsanwaltskammer zu sichernde
Treuhandschaft vor, so hat der Rechtsanwalt die Treuhandschaft vor der ersten Verfligung
uber den Treuhanderlag der Treuhandeinrichtung zu melden. Eine entsprechende Meldung
hat der Rechtsanwalt auch bei Beendigung der Treuhandschaft zu erstatten.

(5) Der Rechtsanwalt hat der Treuhandeinrichtung eine Uberpriifung der ordnungsgeméafen
Abwicklung der von ihm Ubernommenen Treuhandschaften nach den Richtlinien gemal
8 27 Abs. 1 lit. g durch entsprechende Auskiinfte und durch Einsichtnahme in alle die von
ihm Gbernommenen Treuhandschaften betreffenden Unterlagen einschlieBlich des von
ihm nach Abs. 1 zu filhrenden Verzeichnisses zu ermdglichen. In diesem Umfang hat sich
der Rechtsanwalt von seiner Partei von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbinden
zu lassen.

(6) Liegen konkrete Anhaltspunkte dafur vor, dass der Rechtsanwalt der Verpflichtung zur
Abwicklung von Treuhandschaften (ber die Treuhandeinrichtung nicht oder nicht
hinreichend nachkommt, so kann bei ihm eine Uberpriifung nach Abs. 5 auch losgelost
von einer konkreten Treuhandschaft erfolgen. Diesfalls bezieht sich das Auskunfts- und
Einsichtnahmerecht ~ der  Rechtsanwaltskammer auf alle vom Rechtsanwalt
abzuwickelnden oder bereits abgewickelten Treuhandschaften im Sinn des Abs. 2.

(7) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, Beitrdge zur Aufbringung der Prdmien der von der
Rechtsanwaltskammer zur Sicherung der Rechte der Treugeber abzuschlielenden
Versicherung (8 23 Abs. 4) zu leisten, wobei die Beitrage unabhdngig von der Anzahl der
vom einzelnen Rechtsanwalt Uber die Treuhandeinrichtung abgewickelten
Treuhandschaften fur alle Kammermitglieder aus dem Kreis der Rechtsanwalte gleich
hoch zu bemessen sind.

§11

(1) Der Rechtsanwalt ist schuldig, das ihm vertraute Geschéft, solange der Auftrag besteht, zu
besorgen, und ist Gber die Nichtvollziehung verantwortlich.
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(2) Der Rechtsanwalt ist jedoch berechtigt, seiner Partei die Vertretung zu kiindigen, in
welchem Fall, sowie in jenem, wenn die Kundigung von der Partei erfolgt, der
Rechtsanwalt gehalten ist, selbe noch durch 14 Tage, von der Zustellung der Kiindigung
an gerechnet, insoweit zu vertreten als notig, um die Partei vor Rechtsnachteilen zu
schiitzen.

(3) Diese Verpflichtung entféllt, wenn die Partei dem Rechtsanwalt das Mandat widerruft.

§12

(1) Wenn die Vertretung aufgehort hat, ist der Rechtsanwalt verpflichtet, der Partei Uber
Verlangen die ihr gehorigen Urkunden und Akten im Original auszuhéndigen, ist aber
berechtigt, falls seine Vertretungskosten nicht berichtigt waren, die zu deren Feststellung
nétigen Abschriften der auszufolgenden Schriftstiicke auf Kosten der Partei anzufertigen
und zurtickzubehalten.

(2) Schriftenentwirfe, Briefe der Partei an den Rechtsanwalt und andere Handakten, endlich
Nachweise (ber geleistete und ihm noch nicht riickersetzte Zahlungen der Partei
auszufolgen, ist der Rechtsanwalt niemals verpflichtet, wohl aber gehalten, derselben auf
ihr Verlangen und ihre Kosten Abschriften hiervon auszuhéndigen. Diese
Verpflichtungen, sowie die Verbindlichkeit zur Aufbewahrung der Akten erléschen nach
flnf Jahren, von dem Zeitpunkte an gerechnet, als die Vertretung aufgehort hat.

(3) Die Verpflichtung zur Aufbewahrung von Unterlagen nach 8 8b Abs. 4 endet friihestens
nach funf Jahren von dem Zeitpunkt an gerechnet, an dem das Auftragsverhaltnis mit der
Partei beendet worden ist. Das Gleiche gilt fur Belege und Aufzeichnungen uber die von
§ 8a Abs. 1 erfassten Geschéfte.

8§13

Der Rechtsanwalt ist nicht verpflichtet, der Partei die Vollmacht zuruckzustellen; doch ist
letztere berechtigt, den Widerruf der Vollmacht auf derselben ersichtlich zu machen.

§14

Der Rechtsanwalt ist berechtigt, im Verhinderungsfall einen anderen Rechtsanwalt unter
gesetzlicher Haftung zu substituieren; in Fallen von andauernder Verhinderung oder langerer
Abwesenheit ist die Substitution dem AusschuR der Rechtsanwaltskammer anzuzeigen,
welcher dies auch dem betreffenden Oberlandesgerichte zur Verstandigung an die ihm
unterstehenden Gerichte mitzuteilen hat. Einer Urlaubsbewilligung zu einer langeren
Abwesenheit bedarf der Rechtsanwalt nicht.

§15

(1) Ist die Beiziehung eines Rechtsanwalts gesetzlich vorgeschrieben, so kann sich der
Rechtsanwalt vor allen Gerichten und Behdrden auch durch einen bei ihm in Verwendung
stehenden substitutionsberechtigten Rechtsanwaltsanwarter unter seiner Verantwortung
vertreten lassen; die Unterfertigung von Eingaben an Gerichte und Behdrden durch einen
Rechtsanwaltsanwérter ist jedoch unzuldssig.

(2) Substitutionsberechtigt ist ein Rechtsanwaltsanwaérter, der die Rechtsanwaltspriifung mit
Erfolg abgelegt hat. Das Erfordernis der Rechtsanwaltspriifung kann auf Ansuchen eines
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Rechtsanwalts vom Ausschul’ der Rechtsanwaltskammer aus rucksichtswirdigen Grinden
denjenigen bei ihm in Verwendung stehenden Rechtsanwaltsanwartern erlassen werden,
die ein Studium des Osterreichischen Rechts (§ 3) abgeschlossen haben und mindestens
eine finfmonatige Praxis bei Gericht oder einer Staatsanwaltschaft sowie eine
achtzehnmonatige praktische Verwendung bei einem Rechtsanwalt oder bei der
Finanzprokuratur nachzuweisen vermogen. Die Nachsicht der Rechtsanwaltsprifung gilt
jedoch nur fiir die Dauer der Verwendung des Rechtsanwaltsanwarters bei demjenigen
Rechtsanwalt, auf dessen Ansuchen sie bewilligt wurde.”

(3) Ist die Beiziehung eines Rechtsanwalts gesetzlich nicht vorgeschrieben, so kann sich der
Rechtsanwalt vor allen Gerichten und Behorden auch durch einen anderen bei ihm in
Verwendung stehenden Rechtsanwaltsanwaérter unter seiner Verantwortung vertreten
lassen; die Unterfertigung von Eingaben an Gerichte und Behorden durch einen
Rechtsanwaltsanwarter ist jedoch unzuléssig.

(4) Der AusschulR der Rechtsanwaltskammer hat den bei einem Rechtsanwalt in Verwendung
stehenden Rechtsanwaltsanwaértern Legitimationsurkunden auszustellen, aus denen die
Substitutionsberechtigung nach Abs 2 (grofRe Legitimationsurkunde) oder die
Vertretungsbefugnis nach Abs 3 (kleine Legitimationsurkunde) ersichtlich ist.

§16

(1) Der Rechtsanwalt kann sein Honorar mit der Partei frei vereinbaren. Er ist jedoch nicht
berechtigt, eine ihm anvertraute Streitsache ganz oder teilweise an sich zu lésen.

(2) Der nach 88 45 oder 45a bestellte Rechtsanwalt hat die Vertretung oder Verteidigung der
Partei nach Maligabe des Bestellungsbescheides zu tbernehmen und mit der gleichen
Sorgfalt wie ein frei gewdéhlter Rechtsanwalt zu besorgen. Er hat an die von ihm
vertretene oder verteidigte Partei, vorbehaltlich weitergehender verfahrensrechtlicher
Vorschriften, nur so weit einen Entlohnungsanspruch, als ihr der unterlegene Gegner
Kosten ersetzt.

(3) Fur die Leistungen, fir die die nach 8§ 45 oder 45a bestellten Rechtsanwélte zufolge
verfahrensrechtlicher VVorschriften sonst keinen Entlohnungsanspruch hétten, haben die in
der Liste einer osterreichischen Rechtsanwaltskammer eingetragenen Rechtsanwalte an
diese Rechtsanwaltskammer einen Anspruch darauf, daf} sie jedem von ihnen aus dem ihr
zugewiesenen Betrag der Pauschalvergitung einen gleichen Anteil auf seinen Beitrag zur
Alters, Berufsunfahigkeits- und Hinterbliebenenversorgung anrechnet, soweit nicht ein
Anspruch auf Vergitung nach Abs 4 besteht.

(4) In Verfahren, in denen der nach den 88§ 45 oder 45a bestellte Rechtsanwalt innerhalb eines
Jahres mehr als zehn Verhandlungstage oder insgesamt mehr als 50 Verhandlungsstunden
tatig wird, hat er unter den Voraussetzungen des Abs 3 fir alle j&hrlich darlber
hinausgehenden Leistungen an die Rechtsanwaltskammer Anspruch auf eine angemessene
Vergutung. Auf Antrag des Rechtsanwalts ist bei Verfahren, in denen das Gericht unter
Heranziehung von 8 285 Abs 2 StPO eine Verlangerung der Frist zur Ausfiihrung des
Rechtsmittels beschliet, die Tatigkeit zur Erstellung der Rechtsmittelschrift in Ansehung
jeder vollen Woche, um die die Rechtsmittelfrist verlangert wurde, der Teilnahme an zehn
Verhandlungsstunden gleichzuhalten. Der Antrag auf Vergutung ist vom Rechtsanwalt bei
sonstigem Ausschluss bis spatestens zum 31. Mérz des auf das abgelaufene Kalenderjahr,
in dem der Rechtsanwalt seine Leistungen erbracht hat, folgenden Jahres bei der
Rechtsanwaltskammer einzubringen. Auf diese Vergiitung ist dem Rechtsanwalt auf sein
Verlangen nach Maligabe von VorschuRzahlungen nach § 47 Abs. 5 letzter Satz von der

Rechtsanwaltsordnung (RAO) — Stand: 1.1.2014
www.rechtsanwaelte.at

Osterreichischer Rechtsanwaltskammertag



-18 -

Rechtsanwaltskammer ein angemessener VorschuB zu gewahren. Uber die Hohe der
Vergutung sowie Uber die Gewéhrung des Vorschusses und (iber dessen Hohe entscheidet
der AusschuB. Im Rahmen der Festsetzung der angemessenen Vergitung sind die vom
Rechtsanwalt in seinem Antrag verzeichneten Leistungen entsprechend der zeitlichen
Abfolge ihrer Erbringung zu berticksichtigen und zu beurteilen. Ist die Vergitung, die der
Rechtsanwalt erhalt, geringer als der ihm gewahrte VVorschul3, so hat der Rechtsanwalt den
betreffenden Betrag dem Ausschul’ der Rechtsanwaltskammer zuriickzuerstatten.

(5) Die Regelungen der Abs 3 und 4 sind auch sinngeméal? anzuwenden, wenn sich der
Entlohnungsanspruch eines nach 8 61 Abs 3 StPO bestellten Amtsverteidigers trotz
Ausschopfung der ihm zur Hereinbringung zumutbaren Schritte als uneinbringlich erweist
und dies vom Ausschul der Rechtsanwaltskammer festgestellt wurde.

§ 16a - aufgehoben
§17

(1) Bei dem Abgang eines Ubereinkommens soll in Zivilstreitigkeiten das MaR der
Entlohnung fur den Zeitaufwand und fir die Mihewaltung des Rechtsanwalts, soweit es
mdoglich ist, durch einen Tarif geregelt werden. Dieser Tarif soll, sobald die neue
Zivilgerichtsordnung in Wirksamkeit tritt, im Wege der Gesetzgebung festgestellt werden;
fur jene Posten, welche im Tarife nicht enthalten sind, haben die gesetzlichen
Bestimmungen tber den Lohnvertrag in Anwendung zu kommen.

(2) Bis zur Einfuhrung dieses Tarifs und in allen anderen Féllen haben beziiglich der
Feststellung der Auslagen und des Verdienstes des Rechtsanwalts bei dem Abgang eines
Ubereinkommens lediglich die gesetzlichen Bestimmungen tber den Lohnvertrag in
Anwendung zu treten.

§18

(1) Wenn uber Antrag einer Partei zur Durchsetzung ihrer Rechte gegen einen Dritten die
Vertretung dieses letzteren vor dem Gericht einem Rechtsanwalt Ubertragen wird, so wird
die Vergutung der baren Auslagen vom Staat geleistet. Besitzt die von dem durch das
Gericht bestellten Rechtsanwalt vertretene Partei Zahlungsmittel oder erlangt sie
dieselben, so hat sie dem Staat die baren Auslagen zu ersetzen und die Entlohnung ihres
Vertreters zu leisten.

(2) Wann eine Stempelbefreiung oder Stempelvormerkung eintritt, bestimmen die
Gebihrengesetze.

§19

(1) Der Rechtsanwalt ist berechtigt, von den fiir seine Partei an ihn eingegangenen
Barschaften die Summe seiner Auslagen und seines Verdienstes, insoweit sie durch
erhaltene Vorschusse nicht gedeckt ist, in Abzug zu bringen, ist jedoch schuldig, sich
hierliber sogleich mit seiner Partei zu verrechnen.

(2) In dem Fall, als die Richtigkeit und Hohe seiner Forderung bestritten wird, ist sowohl der
Rechtsanwalt als die Partei berechtigt, den Ausschu der Rechtsanwaltskammer um die
gutliche Beilegung des Streites anzugehen.
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(3) Der Rechtsanwalt ist aber im Fall, als die Richtigkeit und Hohe seiner Forderung
bestritten wird, zu seiner Deckung auch zum gerichtlichen Erlag der ihm eingegangenen
Barschaften bis zur Hoéhe der bestrittenen Forderung befugt, zugleich aber, wenn die
angesuchte gutliche Beilegung ohne Erfolg geblieben ist, verpflichtet, die Richtigkeit und
Hohe der letzteren nachzuweisen.

(4) Auf den erlegten Betrag kommt dem Rechtsanwalt ein gesetzliches Pfandrecht fiir seine
Forderung aus der Vertretung zu.

§ 19a

(1) Wenn einer Partei in einem Verfahren vor einem Gerichte, einer anderen 6ffentlichen
Behorde oder einem Schiedsgericht Kosten zugesprochen oder vergleichsweise zugesagt
werden, hat der Rechtsanwalt, der die Partei zuletzt vertreten hat, wegen seines und seiner
Vorganger Anspruch auf Ersatz der Barauslagen und auf Entlohnung flr die Vertretung in
diesem Verfahren ein Pfandrecht an der Kostenersatzforderung der Partei.

(2) Wenn die Partei zuletzt durch mehrere Anwaélte vertreten war, steht dieses Pfandrecht dem
zuerst genannten Anwalt zu.

(3) Gehen nicht die ganzen Kosten vom Kostenschuldner ein, so hat der letzte Anwalt den
eingegangenen Betrag unter sich und die friheren Anwalte nach MalRgabe der ihm und
den anderen Anwaélten gebiihrenden Kostenbetrage aufzuteilen.

(4) Die zum Kostenersatz verpflichtete Partei kann die Kosten jederzeit an den
pfandberechtigten Anwalt und, solange dieser die Bezahlung an ihn nicht gefordert hat,
auch an die Partei wirksam bezahlen.

§20

Mit der Auslibung der Rechtsanwaltschaft ist unvereinbar:
a) die Fuhrung eines besoldeten Staatsamts mit Ausnahme des Lehramts;
b) die Ausubung des Notariats;
c) der Betrieb solcher Beschéftigungen, welche dem Ansehen des Rechtsanwaltsstands
zuwiderlaufen.

§21

(1) Die Wahl und Anderung des Kanzleisitzes ist dem Rechtsanwalt gestattet; jedoch hat er
vor seiner Ubersiedlung die Anzeige hievon bei dem Ausschusse seiner
Rechtsanwaltskammer, sowie bei jenem des neugewéhlten Kanzleisitzes zu erstatten.
Diese Anzeige ist vom Ausschusse der Rechtsanwaltskammer im Internet auf der
Homepage des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags
(http://www.rechtsanwaelte.at) unverziglich und allgemein zugéanglich zu vertffentlichen.

(2) Der Rechtsanwalt ist berechtigt, sich im Rahmen seiner Berufstétigkeit einer qualifizierten
elektronischen Signatur (8 2 Z 3a SigG) als Rechtsanwalt zu bedienen, die seiner
Berufsaustibung als Rechtsanwalt vorbehalten ist (elektronische Anwaltssignatur). Das
Verlangen auf Ausstellung des qualifizierten Zertifikats und der Ausweiskarte fur die
elektronische Anwaltssignatur ist gemal § 8 Abs. 1 SigG bei der zustdndigen
Rechtsanwaltskammer  einzubringen. In das qualifizierte Zertifikat ist die
Berufsbezeichnung aufzunehmen. Die Verwendung eines Pseudonyms gemaR
8 5 Abs. 1 Z 3 SigG ist unzuléssig. Der Inhalt des qualifizierten Zertifikats ist vom
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Zertifizierungsdiensteanbieter im Internet gesichert abfragbar zu machen. Bei jeder
Anderung der Daten im qualifizierten Zertifikat ist dieses zu widerrufen. Die davon
betroffene Ausweiskarte ist der Rechtsanwaltskammer zurlickzustellen. Diese hat auf
Antrag eine Ausweiskarte, die mit einem neuen qualifizierten Zertifikat versehen ist,
auszugeben.

(3) Mit dem Erldschen der Berechtigung zur Ausiibung der Rechtsanwaltschaft (§ 34 Abs. 1)
erlischt auch die Befugnis zur Verwendung der elektronischen Anwaltssignatur, die
Ausweiskarte ist umgehend der zustdndigen Rechtsanwaltskammer zuriickzustellen; in
den Féllen des § 34 Abs. 2 ruht auch die Befugnis zur Verwendung der elektronischen
Anwaltssignatur. Die Rechtsanwaltskammer hat das Ruhen oder Erldschen der
Berechtigung zur Ausiibung der Rechtsanwaltschaft unverziiglich dem Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertag mitzuteilen und den Widerruf des Zertifikats beim
Zertifizierungsdiensteanbieter ~ zu  veranlassen. In diesen Fallen hat der
Zertifizierungsdiensteanbieter das Zertifikat auf Verlangen der Rechtsanwaltskammer
unverziglich zu widerrufen (8 9 SigG). Das Ruhen oder Erléschen der Berechtigung zur
Ausiibung der Rechtsanwaltschaft muss aus dem elektronischen Verzeichnis fur die
Anwaltssignaturen ersichtlich sein.

(4) Die Ausweiskarte fur die elektronische Anwaltssignatur berechtigt den Rechtsanwalt, mit
Zustimmung der Partei 6ffentliche und private Urkunden im anwaltlichen Urkundenarchiv
(8 91c und § 91dGOG) unter Beifigung seiner elektronischen Anwaltssignatur zu
speichern. Den Parteien ist vom Rechtsanwalt elektronischer Zugang zu diesen Urkunden
zu ermoglichen (8 91c Abs. 3 GOG). Ist ein mittlerweiliger Stellvertreter nach § 34 Abs. 4
bestellt, so hat dieser den Parteien den Zugang zu gewahren; fehlt ein solcher, ist den
Parteien der Zugang zu diesen Urkunden vom Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag
zu ermdglichen. Die Parteien sind berechtigt, in der in den Richtlinien vorgesehenen Form
auch anderen Personen elektronischen Zugang zu diesen Urkunden einzurdumen. AulBer
den im Gesetz angefiihrten Fallen darf ein Zugriff auf diese Urkunden nur Uber
gerichtlichen Auftrag dem Gericht oder im Rahmen der standesrechtlichen Aufsicht tiber
Auftrag der zustandigen Rechtsanwaltskammer dieser ermdglicht werden.

§ 2la

(1) Jeder Rechtsanwalt ist verpflichtet, vor Eintragung in die Liste der Rechtsanwdlte dem
Ausschul3 der Rechtsanwaltskammer nachzuweisen, da zur Deckung der aus seiner
Berufstatigkeit gegen ihn entstehenden Schadenersatzanspriiche eine
Haftpflichtversicherung bei einem zum Geschiftsbetrieb in Osterreich berechtigten
Versicherer besteht. Er hat die Versicherung wéhrend der Dauer seiner Berufstatigkeit
aufrechtzuerhalten und dies der Rechtsanwaltskammer auf VVerlangen nachzuweisen.

(2) Kommt der Rechtsanwalt seiner Verpflichtung zur Aufrechterhaltung der
Haftpflichtversicherung  trotz  Aufforderung  durch  den  Ausschuf?  der
Rechtsanwaltskammer nicht nach, so hat ihm der AusschuR bis zur Erbringung des
Nachweises ber die Erfullung dieser Verpflichtung die Austibung der Rechtsanwaltschaft
zu untersagen.

(3) Die Mindestversicherungssumme hat insgesamt 400 000 Euro fiir jeden Versicherungsfall
zu Dbetragen. Bei einer Rechtsanwalts-Partnerschaft mul3 die Versicherung auch
Schadenersatzanspriiche decken, die gegen einen Rechtsanwalt auf Grund seiner
Gesellschafterstellung bestehen.
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(4) Bei einer Rechtsanwalts-Gesellschaft in Form einer Gesellschaft mit beschrénkter
Haftung oder einer Rechtsanwalts-Partnerschaft, deren einziger Komplementdr eine
Gesellschaft mit beschrankter Haftung ist, mufl die Mindestversicherungssumme
insgesamt 2400000 Euro fir jeden Versicherungsfall betragen. Wird die
Berufshaftpflichtversicherung nicht oder nicht im vorgeschriebenen Umfang unterhalten,
so haften neben der Gesellschaft auch die Rechtsanwalts-Gesellschafter unabhédngig
davon, ob ihnen ein Verschulden vorzuwerfen ist, personlich in Hohe des fehlenden
Versicherungsschutzes.

(5) Der Ausschlull oder eine zeitliche Begrenzung der Nachhaftung des Versicherers ist
unzul&ssig.

(6) Die Versicherer sind verpflichtet, der zustdndigen Rechtsanwaltskammer unaufgefordert
und umgehend jeden Umstand zu melden, der eine Beendigung oder Einschrankung des
Versicherungsschutzes  oder  eine  Abweichung von der  urspringlichen
Versicherungsbestatigung bedeutet oder bedeuten kann, und auf Verlangen der
zustandigen Rechtsanwaltskammer ber solche Umstande Auskunft zu erteilen, und zwar
bei sonstigem Fortbestand der Deckungspflicht des Versicherers bis zwei Wochen nach
der Verstandigung.

§21b

(1) Der Rechtsanwalt hat fir eine umfassende Ausbildung des Rechtsanwaltsanwaérters
entsprechend dem Berufsbild des Rechtsanwalts Sorge =zu tragen wund ihn
dementsprechend hauptberuflich zu verwenden.

(2) Der Rechtsanwalt hat den Rechtsanwaltsanwarter sowie die sonstigen bei ihm
Beschaftigten durch geeignete MaRnahmen mit den Bestimmungen, die der Verhinderung
oder der Bek&mpfung der Geldwascherei (8 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung
(8 278d StGB) dienen, vertraut zu machen. Diese MalRnahmen schlieen unter anderem
die Teilnahme des Rechtsanwalts und des Rechtsanwaltsanwarters an besonderen
Fortbildungsprogrammen (8 28 Abs. 2) zur Erkennung mit Geldwascherei (§8 165 StGB)
oder Terrorismusfinanzierung (8 278d StGB) zusammenhdngender Geschéfte und
richtigem Verhalten in solchen Fallen ein.

§ 21c

Bei Gesellschaften zur Austbung der Rechtsanwaltschaft missen jederzeit folgende
Erfordernisse erfillt sein:

1. Gesellschafter dirfen nur sein

a) inlandische Rechtsanwélte und Rechtsanwalte im Sinn der Anlage zum EIRAG,
BGBI. I Nr. 27/2000,

b) Ehegatten und Kinder eines der Gesellschaft angehdrenden Rechtsanwalts,

¢) ehemalige Rechtsanwélte, die auf die Rechtsanwaltschaft verzichtet haben und die im
Zeitpunkt der Verzichtleistung Gesellschafter waren oder deren Kanzlei von der
Gesellschaft fortgefthrt wird,

d) die Witwe (der Witwer) und Kinder eines verstorbenen Rechtsanwalts, wenn dieser
bei seinem Ableben Gesellschafter war oder wenn die Witwe (der Witwer) oder die
Kinder die Gesellschaft mit einem Rechtsanwalt zur Fortfihrung der Kanzlei
eingehen,
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von einem oder mehreren Gesellschaftern errichtete 6sterreichische Privatstiftungen,
deren ausschlielicher Stiftungszweck der Unterstiitzung der in den lit. a bis d
genannten Personen ist,

Gesellschaften mit beschrankter Haftung, wenn sie einziger Komplementar einer
Rechtsanwalts-Partnerschaft in Form einer Kommanditgesellschaft sind.
Ausgenommen den Fall einer Rechtsanwalts-Partnerschaft, deren einziger
Komplementér eine Gesellschaft mit beschréankter Haftung ist, diirfen Rechtsanwélte
der Gesellschaft nur als personlich haftende Gesellschafter oder bei Gesellschaften mit
beschrankter Haftung als zur Vertretung und Geschéftsfuhrung befugte Gesellschafter
angehoren. Rechtsanwélte, die die Rechtsanwaltschaft gemaR
8 20 lit. a voriibergehend nicht ausuben, sowie die in der Z 1 lit. b bis e genannten
Gesellschafter durfen der Gesellschaft nur als Kommanditisten, als Gesellschafter
ohne Vertretungs- und Geschaftsfihrungsbefugnis oder nach Art eines stillen
Gesellschafters angehdren. Andere Personen als Gesellschafter durfen am Umsatz
oder Gewinn der Gesellschaft nicht beteiligt sein.

Die vorlaufige Einstellung oder Untersagung der Ausubung der Rechtsanwaltschaft
hindert nicht die Zugehorigkeit zur Gesellschaft, wohl aber die Vertretung und
Geschéaftsfuhrung.

Ehegatten (Z 1 lit. b) kénnen der Gesellschaft nur fur die Dauer der Ehe, Kinder
(Z 1'lit. b und d) nur bis zur Vollendung des 35. Lebensjahres sowie darlber hinaus,
solange sie sich auf die Erlangung der Rechtsanwaltschaft vorbereiten, angehdren.
Alle Gesellschafter mussen ihre Rechte im eigenen Namen und fiir eigene Rechnung
innehaben; die treuhandige Ubertragung und Ausiibung von Gesellschaftsrechten ist
unzulassig.

Die Tatigkeit der Gesellschaft muR auf die Auslbung der Rechtsanwaltschaft
einschlieBlich der erforderlichen Hilfstatigkeiten und der Verwaltung des
Gesellschaftsvermdgens beschrankt sein.

Am Sitz der Gesellschaft mu8 zumindest ein Rechtsanwalts-Gesellschafter seinen
Kanzleisitz haben. Fir die Errichtung von Zweigniederlassungen gilt § 7a sinngemal:.
Rechtsanwilte dirfen keinem weiteren beruflichen Zusammenschluss in Osterreich
angehdren; dem steht die Beteiligung eines Rechtsanwalts sowohl als Kommanditist
einer Rechtsanwalts-Partnerschaft, deren einziger Komplementar eine Gesellschaft mit
beschrankter Haftung ist, als auch als Gesellschafter der betreffenden Komplementar-
Gesellschaft mit beschrankter Haftung nicht entgegen. Der Gesellschaftsvertrag kann
jedoch vorsehen, dalR ein Rechtsanwalt die Rechtsanwaltschaft auch auRerhalb der
Gesellschaft ausuben darf. Die Beteiligung von Rechtsanwalts-Gesellschaften an
anderen Zusammenschliissen zur gemeinschaftlichen Berufsaustibung in Osterreich ist
unzuldssig; dem steht die Beteiligung einer Komplementér-Gesellschaft mit
beschrankter Haftung (Z 11) als einziger Komplementér einer Rechtsanwalts-
Partnerschaft in Form einer Kommanditgesellschaft nicht entgegen.

Alle der Gesellschaft angehtérenden Rechtsanwalte missen allein zur Vertretung und
zur Geschéftsfiihrung befugt sein. Sie kdnnen die Vertretung und Geschéaftsfiihrung
jedoch nur im Rahmen ihrer eigenen beruflichen Befugnisse austben. Alle anderen
Gesellschafter miissen von der Vertretung und Geschaftsfuhrung ausgeschlossen sein.
Dies gilt sinngemaB auch im Fall der Liquidation. Als Liquidator kann nur ein
Rechtsanwalt bestellt werden, solange die Ausiibung der Rechtsanwaltschaft noch
nicht abgeschlossen ist. Soweit 8§ 117 und 140 UGB zur Anwendung gelangen, steht
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der Entscheidung eines Gerichts auch ein im Schiedsverfahren wirksam ergangener
Schiedsspruch gleich.

9a. In einer Rechtsanwalts-Gesellschaft in Form einer Gesellschaft mit beschrankter
Haftung dirfen nur Rechtsanwalts-Gesellschafter zum Geschaftsfihrer bestellt
werden. In einer Rechtsanwalts-Gesellschaft konnen Prokura und Handlungsvollmacht
nicht wirksam erteilt werden.

10. Am Kapital der Gesellschaft muss Rechtsanwalten die Mehrheit und bei der
Willensbildung ein bestimmender Einfluss zukommen. Die Ausibung des Mandats
durch den der Gesellschaft angehdrenden Rechtsanwalt darf nicht an eine Weisung
oder eine Zustimmung der Gesellschafter (Gesellschafterversammlung) gebunden
werden.

11.1Ist eine Gesellschaft mit beschréankter Haftung einziger personlich haftender
Gesellschafter einer Rechtsanwalts-Partnerschaft (Komplementér-Gesellschaft mit
beschrénkter Haftung), so gelten fiir diese die Bestimmungen fur die Rechtsanwalts-
Gesellschaft in Form einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung sinngeméall mit der
MaRgabe, dass der Geschaftsgegenstand der Komplementédr-Gesellschaft mit
beschrankter Haftung auf die Wahrnehmung der Aufgaben als Gesellschafter der
Kommanditgesellschaft und die Verwaltung des Gesellschaftsvermdgens
einschlieBlich der dazu erforderlichen Hilfstatigkeiten beschrénkt sein muss und die
Komplementér-Gesellschaft nicht zur selbstandigen Ausiibung der Rechtsanwaltschaft
befugt ist. Geschéaftsfuhrer der Komplementar-Gesellschaft mit beschréankter Haftung
dirfen nur Rechtsanwélte sein, die auch Kommanditisten der Kommanditgesellschaft
sind.

§21d

(1) Jeder der Gesellschaft angehorende Rechtsanwalt hat fiir die Einhaltung der
Bestimmungen des 8 21c und der Anmeldungspflicht nach § | a Abs. 2 und 3 zu sorgen,
insbesondere durch eine entsprechende Gestaltung des Gesellschaftsvertrags; er darf auch
keine diesen Bestimmungen widersprechende tatséchliche Ubung einhalten.

(2) Er ist fir die Erfullung seiner Berufs- und Standespflichten persdnlich verantwortlich;
diese Verantwortung kann weder durch den Gesellschaftsvertrag noch durch Beschlisse
der Gesellschafter oder Geschaftsflhrungsmanahmen eingeschréankt oder aufgehoben
werden.

§ 21e

Rechtsanwalts-Partnerschaften und Rechtsanwalts-Gesellschaften in Form einer Gesellschaft
mit beschrankter Haftung kann Vollmacht erteilt werden. Sie sind durch ihre
vertretungsbefugten Gesellschafter im Rahmen der diesen zukommenden beruflichen
Befugnisse vertretungsbefugt im Sinn des § 8.

§ 21f

Zum Liquidator einer aufgeldsten Rechtsanwalts-Gesellschaft darf nur ein Rechtsanwalt
bestellt werden.
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§ 219

Rechtsanwaélte dirfen als Dienstnehmer ein Dienstverhéltnis, dessen Gegenstand auch
Tatigkeiten umfasst, die zu den befugten Aufgaben des Rechtsanwalts gehdren, nur mit einem
Rechtsanwalt oder einer Rechtsanwalts-Gesellschaft eingehen.

I11. Abschnitt - Die Rechtsanwaltskammer und deren Ausschul}
§22

(1) Die Rechtsanwaltskammern werden durch sémtliche in die Liste eingetragenen
Rechtsanwélte, die in dem derzeit bestehenden Sprengel jeder Kammer ihren Kanzleisitz
haben, sowie durch sdmtliche bei diesen in praktischer Verwendung stehenden und in die
Liste der Rechtsanwaltsanwarter eingetragenen Rechtsanwaltsanwarter gebildet.

(2) Die Rechtsanwaltskammern sind Korperschaften des offentlichen Rechtes; sie sind
berechtigt, das Staatswappen zu fiihren. Das Amtssiegel einer Rechtsanwaltskammer hat
das Staatswappen und als Umschrift die Bezeichnung der Rechtsanwaltskammer zu
enthalten.

(3) Zum Zweck der elektronischen Unterfertigung bei Flihrung der Geschéfte der
Rechtsanwaltskammer hat sich der Prasident seiner elektronischen Anwaltssignatur unter
Beisetzung einer bildlichen Darstellung des Amtssiegels der Rechtsanwaltskammer
(8 19 Abs. 3 E-GovG) und des Vermerks ,,als Prasident der Rechtsanwaltskammer® zu
bedienen; entsprechendes gilt sinngemal auch fir seine Stellvertreter.

§23

(1) Der Wirkungsbereich der Rechtsanwaltskammer erstreckt sich auf das Bundesland, fir
das sie errichtet wurde, sowie auf alle Rechtsanwalte und Rechtsanwaltsanwérter, die in
die Listen dieser Rechtsanwaltskammer eingetragen sind. Die Rechtsanwaltskammer
besorgt ihre Geschéafte teils unmittelbar in Plenarversammlungen teils mittelbar durch
ihren Ausschuss.

(2) Die Rechtsanwaltskammer hat innerhalb ihres Wirkungsbereiches die beruflichen,
sozialen und wirtschaftlichen Interessen der der Rechtsanwaltskammer angehorenden
Rechtsanwélte und Rechtsanwaltsanwérter wahrzunehmen, zu fordern und zu vertreten.
Dabei obliegt der Rechtsanwaltskammer insbesondere auch die Wahrung der Ehre, des
Ansehens und der Unabhdangigkeit des Rechtsanwaltsstandes sowie die Wahrung der
Rechte und die Uberwachung der Pflichten ihrer Mitglieder.

(3) Die Rechtsanwaltskammer kann ihren Mitgliedern Informationen auch im Wege
elektronischer Post tbermitteln. Massensendungen an ihre Kammermitglieder, die der
Erfullung der der Rechtsanwaltskammer Ubertragenen Aufgaben dienen, bedirfen keiner
Einwilligung der Empféanger nach § 107 TKG.

(4) Die Rechtsanwaltskammer hat eine Treuhandeinrichtung, die dem Schutz der Abwicklung
von Treuhandschaften nach § 10a Abs. 2 dient, zu errichten und zu fiihren sowie die
Einhaltung der Pflichten der Rechtsanwélte nach § 10a und nach den Richtlinien gemé&R
8 27 Abs. 1 lit. g zu Uberprifen. Ferner hat die Rechtsanwaltskammer eine Versicherung
zur Sicherung der Rechte der Treugeber am Treuhanderlag abzuschliel3en, deren
Treuhandschaften  (ber die von der Rechtsanwaltskammer zu  fuhrende
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Treuhandeinrichtung abgewickelt werden. Jeder Treugeber ist berechtigt, von der
Rechtsanwaltskammer daruber Auskunft zu verlangen, ob und auf welche Weise die ihn
betreffende Treuhandschaft bei der Treuhandeinrichtung gesichert ist und in welcher
Weise daflir Versicherungsschutz besteht.
(5) Die Rechtsanwaltskammer hat die ihr gesetzlich Ubertragenen Aufgaben im eigenen
Wirkungsbereich zu besorgen. Der Bundesminister fur Justiz ist berechtigt, sich tber die
RechtmaRigkeit der Verwaltungsfuhrung zu unterrichten; auf sein Ersuchen hat die
Rechtsanwaltskammer die erforderlichen Auskinfte zu erteilen. Im Rahmen der Aufsicht
hat der Bundesminister fiir Justiz ferner das Recht auf
1. die Versagung oder die Erteilung der Genehmigung der ihm innerhalb eines Monats
nach der Beschlussfassung vorzulegenden Geschéftsordnungen der
Rechtsanwaltskammern und der Ausschisse sowie der Satzungen der
Versorgungseinrichtungen nach 8 27 Abs. 6,

2. die Erlassung von Satzungen der Versorgungseinrichtungen nach § 49 Abs. 3 und

3. die Einforderung der Vorlage der von der Rechtsanwaltskammer zu fiihrenden
Register Uber die Bestellungen im Sinn des 8 45 nach 8 56 Abs. 2.

(6) Sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, sind die aufgrund dieses Gesetzes
ergehenden Bescheide mittels Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Landes
anfechtbar.

§24

(1) In der Plenarversammlung der Kammermitglieder werden

1. der Prasident, die Prasidenten-Stellvertreter, die dem Rechtsanwaltsstand angehoérigen
Prifungskommissére zur Rechtsanwaltspriifung und die Rechnungspriifer durch alle
Kammermitglieder,

2. die Ubrigen Mitglieder des Ausschusses aus dem Kreis der Rechtsanwaélte durch die in
die Liste eingetragenen Rechtsanwalte,

3. die Mitglieder des Ausschusses aus dem Kreis der Rechtsanwaltsanwaérter durch die in
die Liste eingetragenen Rechtsanwaltsanwérter und

4. die Delegierten zur Vertreterversammlung (8 39) aus dem Kreis der dem
Rechtsanwaltsstand angehérenden Mitglieder des Ausschusses durch die in die Liste
eingetragenen Rechtsanwalte gewéhit.

(2) In die in Abs. 1 Z 1 angefiihrten Funktionen kdnnen nur in die Liste der Rechtsanwalte
eingetragene Kammermitglieder gewéhlt werden.

(3) Die Wahlen nach Abs. 1 erfolgen in geheimer Wahl wéhrend der Plenarversammliung
mittels Stimmzettel. Sofern das die Geschaftsordnung der Rechtsanwaltskammer vorsieht,
kann das Wahlrecht auch im Weg der Briefwahl (8 24a) ausgelbt werden. Bei den
Wahlen nach Abs. 1 Z 1 sind die von Rechtsanwaltsanwartern abgegebenen Stimmen so
zu gewichten, dass jeweils zwei Stimmen von Rechtsanwaltsanwartern der Stimme eines
Rechtsanwalts entsprechen; Entsprechendes gilt bei einer im Rahmen einer
Plenarversammlung vorgenommenen Abstimmung.

(4) Die abgegebenen Stimmzettel sind getrennt nach den einzelnen Wahlen (Abs. 1) sowie
getrennt nach Rechtsanwélten und Rechtsanwaltsanwartern zu sammeln. Die Auszéhlung
der Stimmen hat unter der Aufsicht des Vorsitzenden der Plenarversammlung zu erfolgen.
Soweit sich dieser selbst einer Wahl stellt, ist hinsichtlich der Aufsicht Uber die
Auszéhlung der Stimmen fir diese Wahl § 27 Abs. 3 sinngemaf anzuwenden.
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(5) Fur die Wahl zum Présidenten und zum Prasidenten-Stellvertreter ist die absolute
Mehrheit der Stimmen der an der Wahl teilnehmenden Kammermitglieder erforderlich.
Wird diese im ersten Wahlgang nicht erzielt, so gelangen diejenigen Personen, die im
ersten Wahlgang die relativ meisten Stimmen erhielten, in die engere Wahl. Die Anzahl
der in die engere Wahl zu bringenden Personen ist immer die doppelte der Anzahl der zu
wéhlenden. Jede Stimme, die bei dieser Wahl auf eine nicht in die engere Wahl gebrachte
Person fallt, ist ungultig.

(6) Fur die Wahl zum Rechnungsprifer und zum  Prifungskommissar zur
Rechtsanwaltsprufung sowie die Wahl in eine der in Abs. 1 Z 2 bis 4 angefiihrten
Funktionen ist die einfache Mehrheit der Stimmen der an der Wahl teilnehmenden
Kammermitglieder erforderlich, die hinsichtlich der betreffenden Funktion abgegeben
wurden.

§ 24a

(1) Die Geschaftsordnung der Rechtsanwaltskammer kann vorsehen, dass die Wahlen nach
8§ 24 Abs. 1 auch im Weg der Ubermittlung eines verschlossenen Kuverts an die
Rechtsanwaltskammer erfolgen konnen (Briefwahl). Beabsichtigt ein Kammermitglied,
sein  Wahlrecht im Weg der Briefwahl auszuiben, so hat es davon die
Rechtsanwaltskammer bis spéatestens drei Wochen vor dem Tag der Plenarversammlung
zu informieren. Diese hat an das Kammermitglied spatestens zehn Tage vor dem Wahltag
den oder die Stimmzettel, ein verschlieBbares Wahlkuvert sowie ein mit der Anschrift der
Rechtsanwaltskammer als Empfanger und dem Namen des betreffenden
Kammermitglieds als Absender bedrucktes und verschliebares Ruckkuvert zu
ubermitteln. Die Wahlkuverts fiir Rechtsanwélte und Rechtsanwaltsanwérter missen
verschiedenfarbig sein. Auf der Ruckseite des Rickkuverts ist folgender Satz
anzubringen: ,,Mit meiner Unterschrift erkldre ich eidesstattlich, dass ich den/die
einliegenden Stimmzettel personlich, unbeobachtet und unbeeinflusst ausgefiillt habe.*

(2) Zur Auslbung seines Wahlrechts hat das Kammermitglied den oder die von ihm
ausgefullten Stimmzettel in das Wahlkuvert zu legen, dieses zu verschlieBen und in das
Rickkuvert zu legen. Sodann hat es auf dem Ruckkuvert durch Unterschrift eidesstattlich
zu erkldren, dass es den oder die Stimmzettel personlich, unbeobachtet und unbeeinflusst
ausgefullt hat. AnschlieBend hat das Kammermitglied das Rickkuvert zu verschlielen
und dieses so rechtzeitig personlich, durch einen Boten oder die Post an die
Rechtsanwaltskammer zu Ubermitteln, dass es bei dieser spatestens einen Tag vor der
Plenarversammlung, in deren Rahmen die Wabhl stattfindet, einlangt.

(3) Die bei der Rechtsanwaltskammer rechtzeitig eingelangten Riickkuverts sind zu sammeln
sowie ungedffnet und unter Verschluss bis zur Beendigung der Wahlvorgange in der
Plenarversammlung aufzubewahren.

(4) Die Plenarversammlung hat vor den Wahlvorgéngen zumindest zwei, erforderlichenfalls
auch mehr Stimmenzéhler zu wahlen. Diese haben unter der Aufsicht des Vorsitzenden
der Plenarversammlung, im Fall seiner Verhinderung unter der Aufsicht seines Vertreters
(8 24 Abs. 4 letzter Satz), unmittelbar nach Beendigung der Wahlvorgange in der
Plenarversammlung bei den rechtzeitig eingelangten Rickkuverts zu tberprifen, ob der
darauf angefiihrte Absender in die Liste der Rechtsanwélte oder in die Liste der
Rechtsanwaltsanwérter eingetragen ist und die erforderliche eidesstattliche Erklarung
nach Abs. 2 abgegeben hat. Ist eines davon nicht der Fall, ist die Stimmabgabe im Weg
der Briefwahl nichtig und das im Rickkuvert enthaltene Wahlkuvert von jeder weiteren
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Behandlung ausgeschlossen. Entsprechendes gilt, wenn sich ergibt, dass der betreffende
Wahlberechtigte bei der Plenarversammlung personlich anwesend ist oder war. Die
betreffenden Wahlkuverts sind zu dem vom Vorsitzenden der Plenarversammlung zu
fihrenden Wahlakt zu nehmen.

(5) Die Stimmenzéhler haben im Anschluss aus den weiter zu behandelnden Riickkuverts die
Wahlkuverts zu entnehmen und diese sodann in unge6ffnetem Zustand in eine gesonderte
Wahlurne einzuwerfen, wobei fiir Rechtsanwalte und Rechtsanwaltsanwaérter getrennte
Wahlurnen vorzusehen sind. Die leeren Ruckkuverts sind zum Wahlakt zu nehmen.

(6) Wurde ein anderes als das von der Rechtsanwaltskammer ausgesandte Wahlkuvert
verwendet oder finden sich auf diesem Vermerke, Zeichen oder &hnliches, so ist die
Stimmabgabe im Weg der Briefwahl nichtig und das betreffende Wahlkuvert von jeder
weiteren Behandlung ausgeschlossen. Dieses ist zum Wahlakt zu nehmen. Entsprechendes
gilt, wenn sich der Stimmzettel nicht im Wahlkuvert, sondern direkt im Ruckkuvert
befindet.

(7) Im Rahmen der Auszéhlung der Stimmen sind die in der Plenarversammlung und die im
Weg der Briefwahl abgegebenen Stimmzettel gemeinsam auszuzahlen. Im Ubrigen gilt
8§24,

§ 24b

(1) Der Vorsitzende der Plenarversammlung stellt das Wahlergebnis der Wahlen nach
8 24 Abs. 1 jeweils gesondert fest. Die Wahl kann von jedem Wahlberechtigten binnen
einer Woche nach Verdffentlichung des Wahlergebnisses (§ 25 Abs. 5) angefochten
werden, wenn eine Person zu Unrecht von der Wahl ausgeschlossen, zur Wahl zugelassen
oder als gewahlt erklart worden ist.

(2) Uber die Anfechtung der Wahl entscheidet der Oberste Gerichtshof. Die Wahl ist neu
durchzufiihren, wenn es rechnerisch mdglich ist, dass ohne den geltend gemachten
Wahlanfechtungsgrund eine andere Person in die jeweilige Funktion gewahlt worden
ware.

§25

(1) Der Prasident, die Prasidenten-Stellvertreter und die tbrigen Mitglieder des Ausschusses
aus dem Kreis der Rechtsanwalte sowie die Delegierten zur Vertreterversammlung aus
dem Kreis der Rechtsanwalte sind fur eine Amtsdauer von vier Jahren, die Mitglieder des
Ausschusses aus dem Kreis der Rechtsanwaltsanwarter und die Rechnungspriifer fur eine
Amtsdauer von zwei Jahren zu wahlen; scheidet wahrend dieser Zeit einer der Gewdahlten
aus und findet eine Ersatzwahl statt, so tritt der neu Gewahlte fir die restliche Amtsdauer
an die Stelle des Ausgeschiedenen. Fir die Abberufung des Présidenten und der
Présidenten-Stellvertreter gilt § 24 Abs 1 mit der MaBgabe, dal} dafiir eine Mehrheit von
zwei Dritteln der in geheimer Wahl mit Stimmzetteln abgegebenen Stimmen der
Plenarversammlung erforderlich ist.

(2) Nach Ablauf der Amtsdauer haben die Gewahlten ihre Amtstétigkeit bis zur Wahl ihrer
Nachfolger weiter auszudben.

(3) Eine Wiederwahl ist zuléssig, doch sind die Gewéhlten zur Annahme dieser Wiederwahl
nicht verpflichtet.

(4) Die Geschéftsordnung der Rechtsanwaltskammer kann bestimmen, daf} im Fall der
Neuwahl des gesamten Ausschusses die Prasidenten-Stellvertreter und ein Teil der
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Mitglieder des Ausschusses schon wahrend der Amtsdauer von vier Jahren ausscheiden,
um auf diese Weise eine moglichst gleichmélige Flihrung der Geschéfte des Ausschusses
zu gewahrleisten.

(5) Das Ergebnis jeder Wahl ist im Internet auf der Website der Rechtsanwaltskammer
unverzuglich und allgemein zuganglich zu veréffentlichen.

§ 26

(1) Der Ausschufd besteht in Rechtsanwaltskammern, in deren Liste der Rechtsanwélte am
31. Dezember des der Wahl des Ausschusses vorangegangenen Kalenderjahrs nicht mehr
als 100 Rechtsanwalte eingetragen sind, aus 5 Mitgliedern, mit 101 bis 250
Rechtsanwaélten aus 10 Mitgliedern, mit 251 bis 1000 Rechtsanwaélten aus 15 Mitgliedern
und mit mehr als 1000 Rechtsanwélten aus 30 Mitgliedern. Der Prasident und die
Présidenten-Stellvertreter sind Mitglieder des Ausschusses.
(1a) Zusétzlich besteht der Ausschuss aus einem oder mehreren Mitgliedern aus dem Kreis
der Rechtsanwaltsanwérter, wobei in Rechtsanwaltskammern, in deren Liste der
Rechtsanwaltsanwérter am 31. Dezember des der Wahl des Ausschusses
vorangegangenen Kalenderjahrs
1. nicht mehr als 100 Rechtsanwaltsanwarter  eingetragen  sind, ein
Rechtsanwaltsanwérter,

2. zwischen 101 bis 1 000 Rechtsanwaltsanwarter eingetragen sind, zwei
Rechtsanwaltsanwérter, und

3. mehr als 1 000 Rechtsanwaltsanwarter eingetragen sind, drei Rechtsanwaltsanwarter
in den Ausschuss zu wahlen sind.

(2) Besteht der Ausschuss aus mindestens zehn Mitgliedern, so sind die in § 28 Abs. 1 lit. b,
d, f, g, h, i und m aufgezdhlten Aufgaben, ferner die Aufsicht Uber Rechtsanwalte und
Rechtsanwaltsanwérter, die Beschlussfassung nach 8§ 16 Abs. 5 sowie die Zuerkennung
von Leistungen aus der Versorgungseinrichtung fur den Ausschuss durch eine seiner
Abteilungen zu erledigen, soweit dies ohne Durchfilhrung eines Ermittlungsverfahrens
moglich ist. Die Abteilungen setzen sich aus zumindest drei Mitgliedern des Ausschusses
zusammen; ferner sind jeweils zumindest zwei Mitglieder des Ausschusses als
Ersatzmitglieder vorzusehen. Der Ausschuss hat die Abteilungen zusammenzusetzen und
die Geschéfte unter die Abteilungen zu verteilen.

(3) Im Ausschuss und in den Abteilungen fiihren der Prasident, ein Prasidenten-Stellvertreter
oder das an Lebensjahren dlteste Mitglied den Vorsitz; sind diese verhindert, kann die
Vorsitzfihrung auch an ein vom Ausschuss gewdhltes Mitglied des Ausschusses
ubertragen werden.

(4) Der Ausschuss und die Abteilungen entscheiden mit einfacher Mehrheit. Der Vorsitzende
hat nur bei Stimmengleichheit ein Stimmrecht. Zur Beschlussfassung des Ausschusses
und der Abteilungen ist jeweils die Anwesenheit von mindestens der Hélfte ihrer
Mitglieder erforderlich. Fur alle Entscheidungen im Zusammenhang mit den dem
Ausschuss nach § 28 Abs. 1 lit. a zukommenden Aufgaben mit Ausnahme der
Entscheidung Uber die Eintragung in die Liste der Rechtsanwélte oder deren
Verweigerung sowie die Verweigerung der Eintragung oder die Streichung einer
Gesellschaft, zur Ausstellung von Beglaubigungsurkunden fir Kanzleibeamte
(8 28 Abs. 1 lit. b), zur Einbringung der Jahresbeitrage (8 28 Abs. 1 lit. d), sowie, wenn
eine sofortige Beschlussfassung erforderlich ist, zur Bestellung von Rechtsanwélten nach
8 28 Abs. 1 lit. h und nach den 8§ 45 oder 45a ist das vom Ausschuss oder der Abteilung
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dazu bestimmte Mitglied namens des Ausschusses oder der Abteilung berufen. Wird nach
der Geschaftsordnung der Kammer bei der Bestellung von Rechtsanwélten nach den
88 45 oder 45a das in alphabetischer Reihenfolge nachste Kammermitglied aus dem Kreis
des Rechtsanwalte herangezogen, so kann der betreffende Beschluss ohne gesonderte
Beschlussfassung von der Kammerkanzlei im Namen des Ausschusses oder der Abteilung
ausgefertigt werden.

(5) Gegen den von einer Abteilung fir den Ausschuss gefassten Beschluss kann binnen 14
Tagen nach Zustellung des Beschlusses Vorstellung an den Ausschuss erhoben werden.

(6) In dringenden Fallen kénnen Beschllisse des Ausschusses oder der Abteilung auch
schriftlich, mittels Telefax oder auf elektronischem Weg unter Verwendung der
elektronischen Anwaltssignatur gefasst werden, ohne dass der Ausschuss oder die
Abteilung zu einer Sitzung zusammentritt (Umlaufverfahren), wenn alle
stimmberechtigten Mitglieder des Ausschusses oder der Abteilung der Beschlussfassung
in dieser Form vorab zugestimmt haben.

§ 27

(1) Der Plenarversammlung sind folgende Angelegenheiten zugewiesen:

a) die Festsetzung ihrer Geschaftsordnung und der des Ausschusses sowie der Satzung
der Versorgungseinrichtung;

b) die Wahl des Présidenten, der Prasidenten-Stellvertreter und der Mitglieder des
Ausschusses der Kammer, der Delegierten zur Vertreterversammlung (8 39) sowie der
dem Rechtsanwaltsstand angehdérigen Priifungskommissare zur Rechtsanwaltspriifung
und der Rechnungspriifer;

c) die Festsetzung der Ausgaben der Kammer fur humanitare Standeszwecke, soweit
diese Uber die nach den 88 49 und 50 vorgesehenen Leistungen aus der
Versorgungseinrichtung hinausgehen, wobei auf die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit
der Kammermitglieder Bedacht zu nehmen ist;

d) die Festsetzung der Jahresbeitrage der Kammermitglieder zur Bestreitung der
Verwaltungsauslagen der Kammer, der Aufwendungen fir MalRnahmen im Interesse
der Kammermitglieder, insbesondere flr Versicherungen und die Standeswerbung,
sowie der Beitrdge der Kammermitglieder zur Deckung der Ausgaben im Sinn des
Buchstaben c;

e) der Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben sowie die Prifung und Genehmigung
der Rechnungen der Kammer;

f) die Antrage auf Anderung der Sprengel bestehender und Bildung neuer
Rechtsanwaltskammern;

g) die Erlassung von Richtlinien fur die Errichtung und Fihrung der
Treuhandeinrichtung, die dem Schutz der Abwicklung von Treuhandschaften nach
8 10a Abs. 2 dient und die auch automationsunterstiitzt gefiihrt werden kann,
insbesondere tber Gestaltung, Organisation und Form dieser Treuhandeinrichtung,
iiber die Modalititen und Vorgehensweisen bei der Uberpriifung der
ordnungsgemélien Abwicklung der von einem Rechtsanwalt (bernommenen
Treuhandschaften einschlielRlich von Regelungen dazu, wo und in welcher Form der
Rechtsanwalt seinen Mitwirkungspflichten bei der Uberpriifung nachzukommen hat,
uber die Gestaltung, den Deckungsumfang und die Deckungssumme der zur
Sicherung der Rechte der Treugeber abzuschliefenden Versicherung und die
Festsetzung der Beitrdge der Rechtsanwélte zur Aufbringung der Prdmien fur diese
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Versicherung sowie Uber Form und Inhalt der den Treugebern zu erteilenden
Informationen uiber die Sicherung der Treuhandschaft.”

(2) Die Beitrage nach Abs. 1 lit. d dirfen sich fir Rechtsanwaltsanwarter hochstens auf die
Halfte der fur Rechtsanwalte festgesetzten Beitragshohe belaufen; im Ubrigen sind die
Beitrdge grundsatzlich fir alle Kammermitglieder gleich hoch zu bemessen. Die
Plenarversammlung kann beschlieBen, dass die Beitrdge der Rechtsanwaltsanwarter
jeweils bei dem Rechtsanwalt einzuheben sind, bei dem sie in praktischer Verwendung
stehen.” In Rechtsanwaltskammern, in denen es wegen besonders groRer Unterschiede in
der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit der einzelnen Kammermitglieder erforderlich ist,
hat die Beitragsordnung zu bestimmen, dafl die Hohe der Beitrdge nach Malgabe des
personellen Umfanges oder der Ertragslage der Kanzlei abgestuft wird. Die Beitrége
konnen durch den Ausschuf? in beriicksichtigungswirdigen Féllen gestundet oder
nachgesehen werden.

(3) In der Plenarversammlung fiihren der Président und in seiner Verhinderung ein
Présidenten-Stellvertreter, bei deren Verhinderung das an Lebensjahren élteste anwesende
Mitglied des Ausschusses den Vorsitz. Ist auch kein Mitglied des Ausschusses anwesend,
fuhrt das an Lebensjahren alteste anwesende Mitglied der Plenarversammlung den
Vorsitz.

(4) Die Plenarversammlung ist beschlufahig, wenn mindestens ein Zehntel der
Kammermitglieder an der Abstimmung teilnimmt; sie fal3t ihre Beschliisse mit einfacher
Mehrheit. Zur BeschluRfassung Gber die Geschaftsordnungen der Rechtsanwaltskammer
und des Ausschusses sowie Uber die Satzung der Versorgungseinrichtung ist jedoch die
Teilnahme von mindestens einem Finftel der Kammermitglieder und eine Mehrheit von
zwei Dritteln erforderlich. Der Vorsitzende hat nur bei Stimmengleichheit ein Stimmrecht.

(5) Die Geschéftsordnung der Rechtsanwaltskammer kann vorsehen, dass Abstimmungen
uber die nach Abs. 1 der Plenarversammlung zugewiesenen Angelegenheiten auch im
Weg der Ubermittlung eines verschlossenen Kuverts an die Rechtsanwaltskammer
(Briefabstimmung) erfolgen konnen. Diesfalls ist § 24a sinngemal} anzuwenden.

(6) Die Geschéftsordnungen der Rechtsanwaltskammern und der Ausschiisse sowie die
Satzungen der Versorgungseinrichtungen bediurfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der
Genehmigung durch den Bundesminister fur Justiz. Sie sind diesem innerhalb eines
Monats nach der BeschluRfassung vorzulegen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die
Geschaftsordnungen und die Satzungen dem Gesetz entsprechen. Wird die Genehmigung
nicht innerhalb von drei Monaten versagt, so gilt sie als erteilt.

§28

(1) Zu dem Wirkungskreis des Ausschusses gehoren:

a) die Fihrung der Rechtsanwaltsliste (88 1 und 5 ff), insbesondere die Entscheidung
uber die Eintragung in dieselbe, sowie Uber die Resignation eines Mitgliedes, die
Ausstellung der Ausweiskarte fir die elektronische Anwaltssignatur (amtliche
Lichtbildausweise), die Uberwachung der Riickstellungspflichten in Ansehung der
Ausweiskarte und die Fuhrung der Liste der Rechtsanwalts-Gesellschaften,
insbesondere die Entscheidung Uber die Verweigerung der Eintragung oder die
Streichung einer Gesellschaft;

b) die Fihrung der Liste der Rechtsanwaltsanwarter, die Bestatigung der
Rechtsanwaltspraxis, sowie die Ausfertigung der Legitimation zur Substituierung an
dieselben und der Beglaubigungsurkunde fiir Kanzleibeamte (8 31 Abs 3 ZPO);
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c) die Ausfuhrung der Beschlusse der Rechtsanwaltskammer;

d) die Besorgung der Okonomischen Geschafte der Rechtsanwaltskammer und
Einbringung der Jahresbeitrage;

e) der Verkehr mit den Behdrden und den auBerhalb der Kammer stehenden Personen;

f) die Erstattung von Gutachten tber die Angemessenheit des Honorars und Vergltung
fir Dienstleistungen des Rechtsanwalts, sowie die angesuchte gutliche Beilegung des
Streites tber selbe (§ 19);

g) die Vermittlung bei Meinungsverschiedenheiten im Rahmen der Berufsaustibung
zwischen Mitgliedern der Kammer;

h) die Bestellung eines mittlerweiligen Stellvertreters in den von diesem Gesetz oder
dem Disziplinarstatut angeordneten Fallen;

i) die Bestellung eines Rechtsanwalts nach den 88 45 oder 45a und die Entscheidung
Uber Anspriiche nach § 16 Abs 4;

k) die Einberufung der ordentlichen und auf3erordentlichen Plenarversammlungen der
Rechtsanwaltskammer;

I) bezogen auf das Bundesland, fir das die Rechtsanwaltskammer errichtet wurde, die
Erstattung von Gesetzesvorschlagen und Gutachten Uber Gesetzesentwirfe, von
Berichten (ber den Zustand der Rechtspflege sowie von Mitteilungen tber Méngel
und Winsche, die mit der Rechtspflege zusammenhangen; bezogen auf andere
Bundeslander bzw. das ganze Bundesgebiet die Erstattung derartiger AuRerungen an
den Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag;

m) die Durchfuhrung, gegebenenfalls die Anerkennung von fir Rechtsanwaltsanwarter
verbindlichen  Ausbildungsveranstaltungen gemaR den vom Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertag erlassenen Richtlinien;

n) die Festsetzung einer angemessenen Vergutung fur die Erstattung von Gutachten tber
die Angemessenheit des Honorars insbesondere in Gerichtsverfahren.

(2) Dem Ausschuf’ obliegen auRerdem alle Aufgaben, die nicht durch Gesetz einem anderen

Organ zugewiesen sind.

(3) Eine aullerordentliche Plenarversammlung ist einzuberufen, wenn es der Ausschuld
beschlie3t oder wenn es ein Zehntel der Kammermitglieder verlangt.

§29

Auf Antrag und gegen Kostenersatz hat die Rechtsanwaltskammer ihren Mitgliedern aus dem
Kreis der Rechtsanwélte Ausweiskarten auszustellen, die amtliche Lichtbildausweise im Sinn
des 8 8b Abs. 2 sein miissen und fir die elektronische Anwaltssignatur zu verwenden sind.

§30

(1) Um die Eintragung in die Liste der Rechtsanwaltsanwarter zu erwirken, ist beim Eintritt in
die Praxis bei einem Rechtsanwalt die Anzeige an den Ausschuss unter Nachweis der
Osterreichischen Staatsbiirgerschaft, der Staatsangehorigkeit eines Mitgliedstaats der
Europdischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens uber den
Europdischen Wirtschaftsraum oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem
Nachweis des Abschlusses eines Studiums des Osterreichischen Rechts (8§ 3) zu erstatten.
Die Zeit der praktischen Verwendung bei einem Rechtsanwalt (§ 2 Abs. 2) wird erst von
dem Tag des Einlangens dieser Anzeige an gerechnet.”
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(1a) Ist fraglich, ob das vom Bewerber abgeschlossene Studium des Osterreichischen Rechts
den Voraussetzungen des § 3 entspricht, kann der Ausschuss vor seiner Entscheidung auf
Kosten des Bewerbers im Wege des Prases der gemaR § 5 Abs. 4 ABAG zustandigen
Ausbildungsprifungskommission ein Gutachten eines oder mehrerer
PrUfungslfommissare aus dem Kreis der Universitatsprofessoren (8§ 3 Abs. 3 ABAG)
einholen.

(2) Ebenso ist jeder Rechtsanwalt verpflichtet, von jedem Austritt eines Anwarters, sowie von
jeder einen Monat Ubersteigenden Verhinderung desselben in Ausubung dieser Praxis die
Anzeige an den Ausschuf? zu erstatten.

(3) Die Eintragung in die Liste ist zu verweigern, wenn einer der Ausschlussgrinde nach
8 2 Abs. 2 RPG vorliegt oder der Bewerber eine Handlung begangen hat, die ihn des
Vertrauens unwirdig macht. Der Ausschul} hat die etwa notwendigen Erhebungen zu
pflegen und, wenn die Eintragung verweigert werden soll, den Bewerber vorher
einzuvernehmen.”

(4) Gegen die Verweigerung der Eintragung in die Liste der Rechtsanwaltsanwarter, gegen
die Loschung aus dieser Liste und gegen die Verweigerung der Bestatigung der
Rechtsanwaltspraxis steht den Beteiligten das Recht der Berufung an den Obersten
Gerichtshof (siebenter Abschnitt des Disziplinarstatuts fir Rechtsanwélte und
Rechtsanwaltsanwérter) zu. 8 5a Abs. 1 letzter Satz und Abs. 2 ist anzuwenden.

§31

Die zur Auslibung des im 8 15 gedachten Substitutionsrechtes erforderliche Legitimation wird
uber Einschreiten des Rechtsanwalts, bei welchem der Anwdrter in Verwendung steht,
ausgefertigt und verliert ihre Geltung, sobald diese Verwendung aufhort.

§ 32 - aufgehoben
§33

(1) Der Rechtsanwaltsstand ist von den Gerichten unabhangig.

(2) Die Handhabung der Disziplinargewalt Uber Rechtsanwélte und Rechtsanwaltsanwaérter
soll zunachst durch Organe des Rechtsanwaltsstandes geuibt werden. Das Verfahren
hiebei, sowie die Bestimmungen in betreff der Art und des Males der Strafen, der
Berufungsinstanz und der Rechtsmittel gegen die geféllten Entscheidungen werden durch
ein Disziplinarstatut im Gesetzgebungswege geregelt.

(3) - gegenstandslos

(4) Das Recht der Gerichte zur Aufrechterhaltung der Ordnung bei Gerichtsverhandlungen
bleibt jedoch unberdihrt.

V. Abschnitt - Erléschung der Rechtsanwaltschaft
§34
(1) Die Berechtigung zur Ausubung der Rechtsanwaltschaft erlischt:

1. bei Verlust der osterreichischen Staatsbiirgerschaft;
2. bei rechtskraftiger Bestellung eines Sachwalters;
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3. Dbei Verzicht;

4. bei rechtskraftiger Eroffnung eines Insolvenzverfahrens oder dessen rechtskraftiger
Nichter6ffnung mangels kostendeckenden Vermdgens;

5. bei Streichung von der Liste auf Grund eines Disziplinarerkenntnisses;

6. durch Tod.

(2) Die Berechtigung zur Ausubung der Rechtsanwaltschaft ruht:

1. inden Fallen des § 20;

2. bei Untersagung der Ausubung der Rechtsanwaltschaft im Rahmen eines
Disziplinarverfahrens oder durch den AusschuR mangels Aufrechterhaltung der
Haftpflichtversicherung nach § 21a Abs 2;

3. wenn in Ansehung eines Rechtsanwalts ein Verfahren zur Bestellung eines
Sachwalters eingeleitet und auf Grund der Ergebnisse der Erstanhérung fortgesetzt
wird und der Ausschuss dem Rechtsanwalt wegen zu besorgender schwerer Nachteile
flir die Interessen der rechtsuchenden Bevolkerung oder das Ansehen des Standes die
Ausiibung der Rechtsanwaltschaft bis zur rechtskraftigen Beendigung des
Sachwalterbestellungsverfahrens untersagt.

(3) Gegen Entscheidungen nach Abs 1 und 2, soweit sie nicht auf Grund eines
Disziplinarerkenntnisses oder im Rahmen eines Disziplinarverfahrens ergehen, steht dem
Rechtsanwalt das Recht der Berufung an den Obersten Gerichtshof (siebenter Abschnitt
des Disziplinarstatuts fir Rechtsanwalte und Rechtsanwaltsanwarter) zu. In den Féllen des
Abs 1 Z 2 und 4 und des Abs 2 Z 2 und 3 hat die Berufung keine aufschiebende Wirkung.
Im Ubrigen sind die Bestimmungen des § 5a Abs. 1 letzter Satz und Abs. 2 anzuwenden.

(4) Dem Rechtsanwalt ist in den Féllendes Abs 1 und 2 ein mittlerweiliger Stellvertreter zu
bestellen. Dieser ist Uber Mitteilung der zustdndigen Rechtsanwaltskammer von Amts
wegen beim Betroffenen in das Firmenbuch einzutragen und nach Ablauf seiner
Bestellung wieder zu loschen. Der Osterreichische Rechtsanwaltskammertag hat dem
mittlerweiligen Stellvertreter Zugang zu den vom Rechtsanwalt im anwaltlichen
Urkundenarchiv  gespeicherten ~Urkunden zu ermdglichen. Ein  mittlerweiliger
Stellvertreter ist auch bei Erkrankung oder Abwesenheit eines Rechtsanwalts fiir die
Dauer der Verhinderung zu bestellen, wenn der Rechtsanwalt nicht selbst einen
Substituten nach § 14 namhaft gemacht hat oder namhaft machen konnte; in diesem Fall
kommt dem mittlerweiligen Stellvertreter die Stellung eines Substituten nach 8§14 zu.

(5) Rechtsanwaltsanwarter, die die dsterreichische Staatsbilrgerschaft verloren haben, sind in
der Liste zu lschen.

(6) Abs 1 Z 1 und Abs 5 gelten sinngemal flir den Verlust der Staatsangehdrigkeit zu einem
der in 8 1 Abs 3 und § 30 Abs 1 genannten Staaten. Die mit dem Verlust der
Staatsangehorigkeit verbundenen Rechtsfolgen treten nicht ein, wenn der Rechtsanwalt
oder Rechtsanwaltsanwarter Staatsangehoriger eines der in 8§ 1 Abs 3 und § 30 Abs 1
genannten Staaten bleibt.

V. Abschnitt - Osterreichischer Rechtsanwaltskammertag

§35

(1) Der Osterreichische Rechtsanwaltskammertag setzt sich aus den Rechtsanwaltskammern
Osterreichs zusammen. Er ist eine Korperschaft des ¢ffentlichen Rechtes und hat seinen
Sitz in Wien. Sein Wirkungsbereich erstreckt sich auf das gesamte Bundesgebiet.
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(2) Der Osterreichische Rechtsanwaltskammertag ist berechtigt, das Staatswappen zu fihren;
sein  Amtssiegel hat das Staatswappen und die Umschrift , Osterreichischer
Rechtsanwaltskammertag” zu enthalten.

(3) Der Osterreichische Rechtsanwaltskammertag ist, soweit die Mitglieder der
Rechtsanwaltskammern in ihrer Gesamtheit oder Uber den Wirkungsbereich einer
einzelnen Rechtsanwaltskammer hinaus betroffen sind, zur Wahrung ihrer Rechte und
Angelegenheiten sowie zu ihrer Vertretung berufen. Die ihm gesetzlich zukommenden
Aufgaben hat der Osterreichische Rechtsanwaltskammertag im eigenen Wirkungsbereich
zu besorgen. Der Bundesminister fir Justiz ist berechtigt, sich Gber die RechtmaRigkeit
der Verwaltungsfihrung zu unterrichten; auf sein Ersuchen hat der Osterreichische
Rechtsanwaltskammertag die erforderlichen Auskiinfte zu erteilen.

(4) Der Osterreichische Rechtsanwaltskammertag hat bei der Einstellung von Urkunden in
das anwaltliche Urkundenarchiv (8 91c und 8 91d GOG) jene Rechtsanwalte als Organe
im Sinn des § 91d GOG heranzuziehen, an die eine Ausweiskarte mit elektronischer
Anwaltssignatur ausgegeben worden ist.

§ 36

(1) Dem Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag obliegen besonders

1. die Erstattung von Gesetzesvorschlagen und Gutachten zu Gesetzesentwiirfen sowie
die Anzeige von Méngeln der Rechtspflege und Verwaltung bei der zustandigen Stelle
und die Erstattung von Vorschldgen zur Verbesserung von Rechtspflege und
Verwaltung;

2. die Beschlussfassung Uber Mallnahmen zur Forderung der Ausibung des
Rechtsanwaltsberufs, insbesondere
a) zur Erhaltung der Unabhangigkeit des Rechtsanwaltsstandes sowie
b) zur Aus- und Fortbildung;

3. die Vertretung der Mitglieder der Rechtsanwaltskammern gegeniiber anderen
Berufsorganisationen des In- und Auslandes mit gleichem oder &dhnlichem
Aufgabenbereich;

4. die Errichtung und Fihrung eines anwaltlichen Urkundenarchivs (§ 91c und § 91d
GOG) fur die Speicherung von offentlichen und privaten Urkunden sowie des
zugehdrigen Registers und die Regelung der VVoraussetzungen fir die Einstellung, den
Zugang und die Léschung von Urkunden sowie der Dauer ihrer Aufbewahrung, ferner
die Festlegung der zur Deckung des Aufwands flr die Eintragung, die Gewahrung des
Zugangs und die Léschung notwendigen Gebihren;

5. die Fiuhrung eines elektronischen Verzeichnisses fir die Anwaltssignaturen, das auch
im Rahmen eines elektronischen Anwaltsverzeichnisses gefiihrt werden kann, tber die
Homepage des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags zuganglich sein muss und
aus dem die Berechtigungen fiir die elektronischen Anwaltssignaturen ersichtlich sind.

(2) Hierdurch werden Rechte der Rechtsanwaltskammern nicht berthrt.

(3) Jede Rechtsanwaltskammer kann dem Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag mit
dessen Zustimmung in ihren Aufgabenbereich fallende Angelegenheiten zur
Wahrnehmung Ubertragen, und zwar die Verwaltung der Versorgungseinrichtung der
Rechtsanwaltskammer,  die  Durchfihrung  und  Anerkennung  der  fir
Rechtsanwaltsanwérter verbindlichen Ausbildungsveranstaltungen, die Verhandlung und
den Abschluss von Versicherungsvertragen und die Fiihrung von Treuhandblchern.
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(4) Der  Osterreichische Rechtsanwaltskammertag kann den Rechtsanwalten und
Rechtsanwaltsanwartern Informationen auch im Wege elektronischer Post Ubermitteln.
Massensendungen an Rechtsanwalte und Rechtsanwaltsanwarter, die der Erfullung der
dem Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag Gbertragenen Aufgaben dienen, bediirfen
keiner Einwilligung der Empfénger nach § 107 TKG.

(5) Die Rechtsanwaltskammern haben dem Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag die
von ihnen im Rahmen ihres gesetzlichen Wirkungsbereichs zuléssigerweise ermittelten
und verarbeiteten Daten zur Verfligung zu stellen, soweit der Osterreichische
Rechtsanwaltskammertag diese zur Erflllung der ihm gesetzlich zugewiesenen oder nach
Abs. 3 zur Wahrnehmung (bertragenen Aufgaben benétigt. Sobald die tbermittelten
Daten nicht mehr zur Erfullung einer dieser Aufgaben bendtigt werden, hat sie der
Osterreichische Rechtsanwaltskammertag zu I6schen oder zu vernichten.

§ 37

(1) Der Osterreichische Rechtsanwaltskammertag kann Richtlinien erlassen
1. zur Ausiibung des Rechtsanwaltsberufs;
la. fur die Ausstellung und die Ausgabe der Ausweiskarten mit elektronischer
Anwaltssignatur sowie die Uberwachung ihrer Verwendung einschlieBlich der Hohe
und der Art der notwendigen Gebdhren;

2. zur Uberwachung der Pflichten des Rechtsanwalts und des Rechtsanwaltsanwaérters;

2a. fur die Auslibung der Tatigkeit eines mittlerweiligen Stellvertreters, insbesondere tiber

seine Rechte und Pflichten dem Rechtsanwalt, dem ehemaligen Rechtsanwalt oder
dessen Rechtsnachfolger gegenlber sowie Uber seine Entlohnung, zur Wahrung der
Interessen der betroffenen Parteien und lber die Fihrung der Kanzlei;

2b. aufgehoben mit Erk des VfGH vom 4.12.2008;

3. flr die Ausbildung von Rechtsanwaltsanwartern, im besonderen lber Art, Umfang
und Gegenstand von Ausbildungsveranstaltungen, die den Erfordernissen des RAPG
zu entsprechen, auf die Ausubung des Rechtsanwaltsberufs vorzubereiten haben und
an denen der Rechtsanwaltsanwarter als Voraussetzung fir die Zulassung zur
Rechtsanwaltspriufung teilzunehmen hat, sowie fur die Anrechenbarkeit ihrer
praktischen Verwendung; in den Richtlinien kann den Rechtsanwaltsanwértern auch
die Mdoglichkeit eingeraumt werden, an einem Teil der Ausbildungsveranstaltungen
erst nach Ablegung der Rechtsanwaltspriifung und vor Eintragung in die Liste der
Rechtsanwélte teilzunehmen;
zu den Kriterien fir die Ermittlung des angemessenen Honorars;
fur die Vergabe von Standesauszeichnungen;
zur Festlegung der Verpflichtung nach § 9 Abs | a;
fur die Errichtung und die Fihrung eines anwaltlichen Urkundenarchivs (8 91c und
8 91d GOG) und des elektronischen Verzeichnisses fir die Anwaltssignaturen,
insbesondere Uber Gestaltung und Form der Eintragungen, der Protokollierung in
Ansehung der Speichervorgange, der Abfrage und der zu erteilenden Auskinfte sowie
die Modalitaten des elektronischen Zugangs und der Einsichtnahme einschlielich der
Erteilung und zeitlichen Ausgestaltung der Einsichtsberechtigungen der Parteien und
der von diesen erméchtigten Personen und die Hohe und die Art der Entrichtung der
daflr notwendigen Gebihren; die Richtlinien haben allen Anforderungen der
Verordnung nach § 91b Abs. 5 Z 2 bis 5 GOG zu entsprechen.

No ok
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(2) Die vom Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag erlassenen Richtlinien sind im
Internet auf der Homepage des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags
(http://www.rechtsanwaelte.at) dauerhaft bereitzustellen.

§38

Die Organe des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags sind die Vertreterversammlung,
der Prasidentenrat und das Prasidium.

§39

(1) Delegierte der Vertreterversammlung sind

1. die Prasidenten der Rechtsanwaltskammern,

2. die weiteren, in der Plenarversammlung der jeweiligen Rechtsanwaltskammer aus dem
Kreis der Ausschussmitglieder, die dem Rechtsanwaltsstand angehdren, gewéhlten
und auch weiterhin dem Ausschuss angehorenden Delegierten aus dem Kreis der
Rechtsanwaélte, wobei fir je angefangene 100 Kammermitglieder aus dem Kreis der
Rechtsanwélte ein Delegierter zusteht, und

3. die dem Ausschuss der Rechtsanwaltskammern angehdrenden Rechtsanwaltsanwaérter.

Die Présidenten der Rechtsanwaltskammern haben der Vertreterversammlung jedenfalls

anzugehoren; sie sind bei der Ermittlung der Anzahl der Delegierten nach Z 2

entsprechend zu berticksichtigen.

(2) Die Vertretung eines Delegierten durch einen anderen derselben oder einer anderen

Rechtsanwaltskammer ist zul&ssig.

§40

(1) Die  Vertreterversammlung  ist  beschlussfahig, =~ wenn  mindestens  sechs
Rechtsanwaltskammern durch die Mehrheit ihrer Delegierten oder deren Bevollmachtigte
(8 39 Abs. 3) vertreten sind.

(2) Die Vertreterversammlung fasst ihre Beschliisse mit einfacher Mehrheit. Hierbei hat jeder
Delegierte eine Stimme. Fir das Zustandekommen eines Beschlusses ist uberdies
erforderlich, dass fir ihn jeweils die Mehrheit der Delegierten von mindestens sechs
Rechtsanwaltskammern stimmt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden
(8 41 Abs. 3) den Ausschlag; ist der Vorsitzende nicht auch Delegierter, so hat er nur bei
Stimmengleichheit ein Stimmrecht.

(3) Der Vertreterversammlung obliegen:

1. die Erlassung von Richtlinien (8§ 37);
2. die Wahl des Présidenten und der Présidenten-Stellvertreter sowie der

Rechnungsprufer;

3. die Erstattung von Vorschléagen zur Verbesserung von Rechtspflege und VVerwaltung;

4. die BeschluRfassung Gber Antrage des Prasidentenrats;

die BeschluRRfassung Uber Antrdge mindestens zweier Rechtsanwaltskammern in

Angelegenheiten, die nicht bereits im Présidentenrat beraten wurden;

6. die Genehmigung des j&hrlichen Rechnungsabschlusses und des Voranschlags sowie
die jahrliche Feststellung der Ho6he der Kosten des Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertags;

7. die Erlassung der Geschaftsordnung des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags.
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§41

(1) Die  Vertreterversammlung wahlt unter den fir Beschlisse erforderlichen
Voraussetzungen (8§ 40 Abs. 1 und 2) aus den Mitgliedern der einzelnen
Rechtsanwaltskammern den Présidenten und drei Présidenten-Stellvertreter des
Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags, wobei in diese Funktionen sowie in die
Funktion eines Rechnungsprufers nur Rechtsanwaélte gewahlt werden konnen. Der
Président und die drei Prasidenten-Stellvertreter gehtren fir die Dauer ihres Amtes der
Vertreterversammlung auch dann an, wenn sie nicht Delegierte sind, haben jedoch in
diesem Fall — vorbehaltlich des § 40 Abs. 2 letzter Satz — kein Stimmrecht.

(2) Die Amtsdauer des Prasidenten und der Présidenten-Stellvertreter betrégt drei Jahre.
Scheidet wéhrend dieser Zeit einer der Gewahlten aus und findet eine Ersatzwahl statt, so
tritt der neu Gewabhlte fir die restliche Amtsdauer an die Stelle des Ausgeschiedenen. Der
8 25 Abs 2 und 3 gilt sinngem&B. Fir die Abberufung des Présidenten und der
Présidenten-Stellvertreter gilt 8 40 Abs 1 und 2 mit der Maligabe, daf dafir eine Mehrheit
von zwei Dritteln der in geheimer Wahl mit Stimmzetteln abgegebenen Stimmen der
Vertreterversammlung erforderlich ist.

(3) Der Prasident oder einer der Prasidenten-Stellvertreter fuhrt den Vorsitz in der
Vertreterversammlung.

(4) Der Prasident hat die Vertreterversammlung nach Bedarf, mindestens jedoch einmal
jahrlich und Uberdies auf Verlangen von zwei Rechtsanwaltskammern oder von
mindestens funf Delegierten jederzeit einzuberufen. Zwischen Einberufung und Tagung
hat ein Zeitraum von mindestens vierzehn Tagen zu liegen.

§42

(1) Der Prasidentenrat des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags besteht aus den
Présidenten der einzelnen Rechtsanwaltskammern. Den Vorsitz im Présidentenrat fihrt
fur jeweils sechs Monate eine Rechtsanwaltskammer. Mitglieder des Prasidiums des
Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags kénnen nicht Mitglied des Prasidentenrates
sein.

(2) Im Verhinderungsfall wird der Président einer Rechtsanwaltskammer durch einen
Présidenten-Stellvertreter, ist auch dieser verhindert, durch ein vom Prasidenten
bevollméchtigtes sonstiges Mitglied des Ausschusses seiner Rechtsanwaltskammer oder
durch einen von ihm bevollmachtigten Présidenten einer anderen Rechtsanwaltskammer
vertreten. Mitglieder des Prasidiums des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags
kdénnen den verhinderten Prasidenten ihrer Rechtsanwaltskammer nicht vertreten, sie
kdnnen auch nicht zur Vertretung bevollmachtigt werden.

(3) Der Prasidentenrat ist beschluf3fahig, wenn mindestens sechs Rechtsanwaltskammern
vertreten sind. Stimmberechtigt sind nur die Vertreter der Rechtsanwaltskammern. Fur das
Zustandekommen eines Beschlusses im Prasidentenrat ist es erforderlich, daB fur ihn die
Vertreter von mindestens sechs Rechtsanwaltskammern stimmen. Ein Beschluss kommt
jedoch dann nicht zustande, wenn die Vertreter von Rechtsanwaltskammern, die in der
Vertreterversammlung gemeinsam Uber die Mehrheit der Delegierten (8 39 Abs. 1)
verfligen, gegen den zur Beschlussfassung vorgelegten Antrag gestimmt haben. Fir einen
Antrag des Présidentenrats an die Vertreterversammlung geniigt jedoch die Halfte der
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anwesenden stimmberechtigten Mitglieder des Préasidentenrats, jedenfalls aber ist

ausreichend, daf vier stimmberechtigte Mitglieder fur den Antrag stimmen.

(4) Beschliusse des Présidentenrats konnen auch auf schriftlichem Wege gefasst werden, wenn
alle stimmberechtigten Mitglieder des Prasidentenrats mit der Abstimmung im
schriftlichen Wege einverstanden sind.

(5) Dem Présidentenrat obliegen
1. die Festlegung der Grundsatze der Standespolitik und der von der Osterreichischen

Rechtsanwaltschaft zu verfolgenden Rechtspolitik;

2. die Genehmigung des vom Prasidium des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags
der Vertreterversammlung zur Beschlussfassung vorzulegenden Budgets des
Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags;

3. die Uberwachung des laufenden Budgetvollzugs sowie die Genehmigung von
Umschichtungen innerhalb des Budgets zur Deckung nicht budgetierter Ausgaben;

4. die Uberwachung der Tatigkeit des Prasidiums und die Erteilung von Weisungen und
Auftragen an dieses; das Prasidium ist dem Préasidentenrat berichtspflichtig;

5. die Beschlussfassung lber Antrage des Présidiums tiber Angelegenheiten, in denen im
Préasidium keine Einstimmigkeit erzielt werden konnte (§ 42a Abs. 3), wenn auch nur
ein Mitglied des Prasidiums eine solche Beschlussfassung durch den Prasidentenrat
beantragt.

(6) Der Prasidentenrat kann die Vornahme einzelner Geschéfte durch das Prasidium oder
eines zur Geschéftsfuhrung berechtigten Mitglieds des Prasidiums von seiner Zustimmung
abhangig machen.

(7) Die Mitglieder des Prasidiums des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags nehmen an
den Sitzungen des Prasidentenrats teil, es sei denn der Présidentenrat fasst einen
gegenteiligen Beschluss. Mitgliedern des Prasidiums kommt kein Stimmrecht im
Présidentenrat zu.

(8) Der Vorsitzende des Prasidentenrats hat die Sitzungen nach Bedarf einzuberufen,
jedenfalls aber auf Verlangen von zwei Mitgliedern des Prasidentenrats oder eines
Mitglieds des Prasidiums des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags, wobei die
Sitzung innerhalb von drei Wochen nach Antragstellung an den Vorsitzenden des
Présidentenrats stattzufinden hat.
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§ 42a

(1) Das Prasidium des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags besteht aus dem
Prasidenten und den drei Prasidenten-Stellvertretern  des  Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertags. Den Vorsitz im Présidium fuhrt der Prasident des
Osterreichischen  Rechtsanwaltskammertags, bei Verhinderung ein Prasidenten-
Stellvertreter (8 42b Abs. 2).

(2) Sitzungen des Prasidiums sind vom Vorsitzenden nach Bedarf einzuberufen, jedenfalls
aber auf Verlangen eines Prasidiumsmitglieds, wobei die Sitzung innerhalb von zwei
Wochen nach Antragstellung an den Vorsitzenden des Prasidiums stattzufinden hat.

(3) Das Présidium ist beschlussfahig, wenn bei ordnungsgemaRer Einberufung mindestens
drei Mitglieder anwesend sind. Fur das Zustandekommen eines Beschlusses des
Présidiums ist die Zustimmung aller anwesenden Prasidiumsmitglieder erforderlich.
Kommt Einstimmigkeit nicht zustande, so ist die Angelegenheit auf Antrag auch nur eines
anwesend gewesenen Mitglieds des Présidiums dem Prasidentenrat vorzulegen
(8 42 Abs. 5 Z 5). Beschlusse des Prasidiums konnen auch auf schriftlichem Wege gefasst
werden, wenn alle Mitglieder des Prasidiums mit der Abstimmung im schriftlichen Wege
einverstanden sind.

(4) Dem Prasidium obliegen in Gesamtverantwortung alle Aufgaben, die nicht gemal
8 40 Abs. 3 der Vertreterversammlung oder gemaR § 42 Abs. 5 und 6 dem Présidentenrat
vorbehalten sind.

(5) Das Présidium hat sich eine Geschéaftsverteilung zu geben, die der Zustimmung des
Présidentenrats bedarf. Unbeschadet der Gesamtverantwortung des Présidiums hat die
Geschéftsverteilung zu bestimmen, welches Présidiumsmitglied fur welche Aufgaben
verantwortlich ist. Diese Aufgaben sind unter Beachtung der Vorgaben des Budgets,
gemal den vom Prasidentenrat festgelegten Grundsatzen fur die Standes- und
Rechtspolitik unter Beachtung der Beschliisse des Prasidentenrats und des Prasidiums des
Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags zu besorgen.

§42b

(1) Der  Prasident des Osterreichischen  Rechtsanwaltskammertags ~ vertritt  den
Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag nach auen und vollzieht die Beschliisse der
Vertreterversammlung, des Prasidentenrats und des Présidiums des Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertags.

(2) Im Verhinderungsfall oder auf Ersuchen des Prasidenten des Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertags wird dieser durch den von ihm beauftragten, mangels einer
solchen Beauftragung durch den nach der Geschaftsordnung des Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertags zustandigen Prasidenten-Stellvertreter des Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertags vertreten.

(3) Zum Zweck der elektronischen Unterfertigung bei Fihrung der Geschafte des
Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags hat sich der Président seiner elektronischen
Anwaltssignatur unter Beisetzung einer bildlichen Darstellung des Amtssiegels des
Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags (§ 19 Abs. 3 E-GovG) und des Vermerks ,,als
Prisident des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags® zu bedienen; entsprechendes
gilt sinngemél auch flr seine Stellvertreter.
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§43

Der Osterreichische Rechtsanwaltskammertag hat sich eine Geschaftsordnung zu geben. Sie
hat ndhere Bestimmungen besonders Uber die wirtschaftliche Gebarung, uUber die
Geschaftsfuhrung der einzelnen Organe und Uber die Fihrung der Kanzleigeschafte zu
enthalten.

§ 44

Die Rechtsanwaltskammern haben im Verhaltnis der Anzahl ihrer Mitglieder aus dem Kreis
der Rechtsanwélte zueinander die Kosten des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags zu
tragen. Die HoOhe dieser Kosten ist von der Vertreterversammlung jahrlich festzustellen.

V1. Abschnitt - Bestellung von Rechtsanwalten, besonders zur
Verfahrenshilfe

§45

(1) Hat das Gericht die Beigebung eines Rechtsanwalts beschlossen oder schlieft die
Bewilligung der Verfahrenshilfe eine solche Beigebung ein, so hat die Partei Anspruch
auf die Bestellung eines Rechtsanwalts durch die Rechtsanwaltskammer.

(2) Die Bestellung fir ein  Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof oder
Verwaltungsgerichtshof obliegt dem AusschuB der nach dem gewdéhnlichen Aufenthalt
der Partei, sonst dem Ausschul der nach dem Sitz des Gerichtes zustédndigen
Rechtsanwaltskammer.

(3) MuRte der bestellte Rechtsanwalt auf3erhalb des Sprengels des Gerichtshofs erster Instanz,
wo er seinen Kanzleisitz hat, tatig werden oder ist der Partei, die sich aulerhalb dieses
Sprengels aufhélt, die Zureise zu dem bestellten Rechtsanwalt fiir eine notwendige
mundliche Aussprache wegen uniiberwindlicher Hindernisse oder hoher Kosten
unzumutbar, so hat der AusschuR der nach dem Ort der vorzunehmenden Tatigkeit
beziehungsweise nach dem Aufenthaltsort der Partei zustdndigen Rechtsanwaltskammer
auf Antrag des bestellten Rechtsanwalts oder der Partei hierzu einen Rechtsanwalt zu
bestellen, der im Sprengel des Gerichtshofs erster Instanz, wo dieser Ort liegt, seinen
Kanzleisitz hat.

(4) Kann der bestellte Rechtsanwalt die Vertretung oder Verteidigung aus einem der im
8 10 Abs 1 erster Satz zweiter Halbsatz oder zweiter Satz angefuhrten Griinde oder wegen
Befangenheit nicht Gbernehmen oder weiterfuhren, so ist er auf seinen Antrag, auf Antrag
der Partei oder von Amts wegen zu entheben und ein anderer Rechtsanwalt zu bestellen.
Im Fall des Todes des bestellten Rechtsanwalts oder des Verlustes seiner Berechtigung
zur Ausitibung der Rechtsanwaltschaft ist von Amts wegen ein anderer Rechtsanwalt zu
bestellen.

(4a) Ist das Gerichtsverfahren, fir das die Beigebung des Rechtsanwaltes erfolgt ist,
rechtskraftig beendet und wird nicht innerhalb eines Jahres ein Vollstreckungsverfahren
eingeleitet, so st der bestellte Rechtsanwalt auf seinen Antrag von der
Rechtsanwaltskammer zu entheben, wenn der Auftrag zur Einleitung eines
Vollstreckungsverfahrens fiir die n4chste Zeit nicht absehbar ist. Die Enthebung ist dem
Verfahrenshilfeempfanger mit der Belehrung mitzuteilen, dass er auf Grund der weiterhin
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aufrechten Bewilligung der Verfahrenshilfe durch Beigebung eines Rechtsanwaltes
jederzeit bei der zustandigen Rechtsanwaltskammer die Bestellung eines Rechtsanwaltes
zur Einleitung eines Vollstreckungsverfahrens begehren kann.

(5) Von jeder Bestellung hat der AusschuR der Rechtsanwaltskammer in den Féllen des Abs 2
das benachrichtigende Gericht, in den Féllen des Abs 3 das Gericht, bei dem das
Verfahren in erster Instanz gefiihrt wird, oder, falls der bestellte Rechtsanwalt bei einem
anderen Gericht einzuschreiten hat, dieses zu verstandigen. Gleiches gilt in den Féllen des
Abs 4 und des Abs 4a.

§ 45a

Fur die Bestellung eines Rechtsanwalts im Rahmen der Verfahrenshilfe vor den
Verwaltungsgerichten gilt § 45 sinngeman.

§ 46

(1) Die Ausschisse der Rechtsanwaltskammern haben bei der Bestellung nach festen Regeln
vorzugehen; diese haben eine moglichst gleichmélige Heranziehung und Belastung der
der betreffenden Kammer angehdrenden  Rechtsanwilte  unter  besonderer
Berucksichtigung der ortlichen Verhdltnisse zu gewahrleisten. Diese Regeln sind in den
Geschaftsordnungen der Ausschisse festzulegen.

(2) Die Geschéftsordnungen kdnnen jedoch allgemeine Gesichtspunkte festlegen, nach denen
Rechtsanwaélte aus wichtigen Griinden von der Heranziehung ganz oder teilweise befreit
sind. Als wichtige Grinde sind besonders die Auslbung einer mit erheblichem
Zeitaufwand verbundenen Tétigkeit im Dienst der Rechtsanwaltschaft oder persénliche
Umsténde anzusehen, die die Heranziehung als besondere Hérte erscheinen lieRen. Die
Mitglieder des Prasidiums des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertages sind
jedenfalls von der Heranziehung befreit.

VII. Abschnitt - Pauschalvergitung, Alters-, Berufsunfahigkeits- und
Hinterbliebenenversorgung

§ 47

(1) Der Bund hat dem Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag fiir die Leistungen der nach
8 45 bestellten Rechtsanwalte, fur die diese zufolge verfahrensrechtlicher Vorschriften
sonst keinen Entlohnungsanspruch hétten, jahrlich spétestens zum 30. September fur das
laufende Kalenderjahr eine angemessene Pauschalvergutung zu zahlen. Auf die fur das
laufende Kalenderjahr zu zahlende Pauschalvergitung sind Vorauszahlungen in
angemessenen Raten zu leisten.

(2) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes ist eine Pauschalvergiitung von
32,000.000 S jahrlich als angemessen anzusehen.

(3) Der Bundesminister fir Justiz hat im Einvernehmen mit dem Bundesminister fur Finanzen
und dem HauptausschuB des Nationalrats durch Verordnung die Ho6he der
Pauschalvergutung entsprechend neu festzusetzen, wenn
1. sich die wirtschaftlichen Verhéltnisse wesentlich geéndert haben,
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2. die Anzahl der jahrlichen Bestellungen oder der Umfang der Leistungen im Sinn des
Abs 1 um mehr als 20 vH gestiegen oder gesunken ist oder

3. es sich als notwendig erweist, die Vergutung fir die Leistungen im Sinn des Abs 1
dort, wo keine gesetzlichen Tarife bestehen, die Entlohnung anzunahern, die nach den
Standesrichtlinien der Rechtsanwalte als angemessen angesehen wird.

(4) Bei der Beurteilung der Frage, ob eine Verénderung im Sinn des Abs 3 Z 1 oder 2
eingetreten ist, ist von jenem Zeitpunkt auszugehen, bis zu dem diese Umsténde bei der
letzten Neufestsetzung bertcksichtigt worden sind.

(5) Fur nach § 16 Abs 4 erster Satz erbrachte Leistungen ist eine angemessene
Pauschalvergutung gesondert festzusetzen. Diese Leistungen bleiben bei der
Neufestsetzung der Pauschalvergltung nach Abs 3 aulRer Betracht. Abs. 3 erster Halbsatz
ist anzuwenden, wenn die festzusetzende Pauschalvergiitung den Betrag von 50 000 Euro
ubersteigt. Auf die mit Verordnung gesondert festzusetzende Pauschalverglitung kann der
Bundesminister fir Justiz dem Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag auf dessen
Antrag fur bereits erbrachte Verfahrenshilfeleistungen im Rahmen der jeweils im
Bundesfinanzgesetz flr diese Zwecke verfligbaren Mittel einen angemessenen Vorschufl
gewahren; ist die tatsachlich festgesetzte Pauschalvergltung geringer als der gewéhrte
VorschuR, so hat der Osterreichische Rechtsanwaltskammertag dem Bundesminister fur
Justiz den betreffenden Betrag zuriickzuerstatten.

(6) Die vorangehenden Bestimmungen sind auch sinngemal} auf die Félle des 8 16 Abs 5
anzuwenden.

§ 48

(1) Der Osterreichische Rechtsanwaltskammertag hat die Pauschalvergiitung auf die
einzelnen Rechtsanwaltskammern so zu verteilen, dass eine Hélfte der Pauschalvergitung
nach der Anzahl der am vorangegangenen 31. Dezember in die Liste der Rechtsanwilte
eingetragenen Mitglieder verteilt wird, die andere Hélfte der Pauschalvergutung nach der
Anzahl der auf die Mitglieder der Rechtsanwaltskammer im vorangegangenen Jahr
entfallenden Bestellungen nach § 45. Die Pauschalvergitung nach § 47 Abs. 5 ist der
zustandigen Rechtsanwaltskammer zu tiberweisen.

(2) Die Rechtsanwaltskammern haben die Pauschalvergiitung nach § 47 Abs | bis 3 fur die
Alters-, Berufsunfahigkeits- und Hinterbliebenenversorgung der Rechtsanwélte und
Rechtsanwaltsanwaérter zu verwenden.

§49

(1) Die Rechtsanwaltskammern haben Einrichtungen zur Versorgung der Rechtsanwalte und
Rechtsanwaltsanwarter fir den Fall des Alters und der Berufsunfahigkeit sowie zur
Versorgung der Hinterbliebenen fir den Fall des Todes des Rechtsanwalts oder des
Rechtsanwaltsanwérters mit einer zu beschliefenden Satzung zu schaffen und
aufrechtzuerhalten. Die Satzungen der auf dem Umlagesystem beruhenden
Versorgungseinrichtungen haben - unter Wahrung bereits erworbener Rechtspositionen -
vorzusehen, dass alle Leistungen aus der Versorgungseinrichtung in Abhéngigkeit von der
Anzahl der erworbenen Beitragsmonate festgesetzt werden, dass bei Erreichen einer
bestimmten Anzahl von Beitragsmonaten (Normbeitragsmonate) der Anspruch auf eine in
der Leistungsordnung betraglich festgesetzte Altersrente (Basisaltersrente) erworben wird
und dass sich bei Uber- oder Unterschreiten der Normbeitragsmonate die zuzuerkennende
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Altersrente gegenuber der Basisaltersrente erhoht oder reduziert. Bei ihrer erstmaligen
Festsetzung darf die Basisaltersrente die nach 35-j&hriger Eintragung in die Liste der
Rechtsanwaélte nach der bis dahin glltigen Leistungsordnung vorgesehene Altersrente
nicht unterschreiten. Anderungen der Satzungen der Versorgungseinrichtungen sind unter
Berlcksichtigung wohlerworbener Rechte und unter Wahrung des Vertrauensschutzes
vorzunehmen.

(1a) In den Satzungen kann auch vorgesehen werden, dass aus diesen Einrichtungen der
Beitrag nach § 3 Abs. 5 Bundespflegegeldgesetz, BGBI. Nr. 110/1993 in der jeweils
geltenden Fassung, geleistet wird. Dieser Beitrag ist von den Rechtsanwaltskammern
nach der Anzahl der am vorangegangenen 31. Dezember die Liste der Rechtsanwalte, die
Liste der Rechtsanwaltsanwarter und die Liste der niedergelassenen europdischen
Rechtsanwélte eingetragenen Rechtsanwélte und Rechtsanwaltsanwarter zu entrichten,
wobei bei der Ermittlung der insoweit malgeblichen Gesamtzahl die Anzahl der
Rechtsanwaltsanwaérter nur zur Halfte zu berucksichtigen ist.

(2) Beitragspflichtig sind grundsétzlich alle in die Liste einer &sterreichischen
Rechtsanwaltskammer oder in die Liste der niedergelassenen europaischen Rechtsanwalte
einer Osterreichischen Rechtsanwaltskammer eingetragenen Rechtsanwalte sowie die in
die Liste der Rechtsanwaltsanwérter einer @sterreichischen Rechtsanwaltskammer
eingetragenen Rechtsanwaltsanwérter, es sei denn, dass diese wegen ihrer
rechtsanwaltlichen Tétigkeit bereits auf Grund anderer Rechtsvorschriften einer
Pflichtversicherung in einem Altersversicherungssystem eines Mitgliedstaats der
Europdischen Union, eines anderen Vertragsstaats des Abkommens uber den
Européischen Wirtschaftsraum oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft unterliegen.
Zwei oder mehr Rechtsanwaltskammern konnen auch eine gemeinsame
Versorgungseinrichtung mit einer einheitlichen Satzung schaffen.

(3) Kommt eine Rechtsanwaltskammer ihrer Pflicht zur Schaffung und Aufrechterhaltung der
Versorgungseinrichtung trotz Aufforderung durch den Bundesminister fiir Justiz nicht
oder nicht in einer dem Gesetz entsprechenden Weise nach, so hat der Bundesminister fur
Justiz durch Verordnung die Satzung zu erlassen. Eine solche Verordnung tritt auBBer
Kraft, sobald die Rechtsanwaltskammer den gesetzgemélen Zustand herstellt. Der
Bundesminister flr Justiz hat das AulRerkrafttreten im Bundesgesetzblatt kundzumachen.

§50

(1) Jeder Rechtsanwalt und Rechtsanwaltsanwérter sowie deren Hinterbliebene haben bei
Vorliegen der Voraussetzungen und bei Eintritt des Versorgungsfalls Anspruch auf
Alters-, Berufsunfahigkeits- und Hinterbliebenenversorgung.

(2) Dieser Anspruch ist in den Satzungen der Versorgungseinrichtungen nach festen Regeln
festzusetzen. Hierbei sind folgende Grundsétze zu beachten:

1. Anspruch  auf Altersversorgung haben beitragspflichtige und  ehemals
beitragspflichtige Rechtsanwélte und Rechtsanwaltsanwarter, Anspruch auf
Hinterbliebenenversorgung die Witwe beziehungsweise der Witwer (der geschiedene
Ehegatte) und die Kinder eines beitragspflichtigen oder ehemals beitragspflichtigen
Rechtsanwalts oder Rechtsanwaltsanwaérters.

la. Anspruch auf Berufsunfahigkeitsversorgung haben nur beitragspflichtige und ehemals
beitragspflichtige Rechtsanwélte und Rechtsanwaltsanwaérter, die zur Zeit des Eintritts
des Versorgungsfalls in die Listen der Rechtsanwalte oder der Rechtsanwaltsanwarter
einer osterreichischen Rechtsanwaltskammer oder in die Liste der niedergelassenen

Rechtsanwaltsordnung (RAO) — Stand: 1.1.2014
www.rechtsanwaelte.at

Osterreichischer Rechtsanwaltskammertag



b)

d)

e)

-44 -

europdischen Rechtsanwalte einer 6sterreichischen Rechtsanwaltskammer eingetragen
gewesen  sind, sowie ehemals  beitragspflichtige =~ Rechtsanwélte  und
Rechtsanwaltsanwarter, die im Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalls den Beruf
als Rechtsanwalt unter einer der in der Anlage zum EIRAG, Art.1 BGBI. I
Nr. 27/2000 in der jeweils geltenden Fassung, angefiihrten Bezeichnungen in einem
Mitgliedstaat der Europaischen Union, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
uber den Europdischen Wirtschaftsraum oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft
berechtigt ~ auslben. Die  Antragstellung auf Zuerkennung einer
Berufsunfahigkeitsversorgungsleistung hat innerhalb eines Jahres ab dem Erléschen
der Berechtigung zur Ausiibung der Rechtsanwaltschaft (§ 34 Abs. 1) zu erfolgen;
8 1494 ABGB ist sinngemé&l anzuwenden.

Voraussetzungen fir den Anspruch sind

im Fall der Altersversorgung die Beitragspflicht zu einer Versorgungseinrichtung in
der Dauer von mindestens zwo6lf Monaten, wobei in den Satzungen vorgesehen
werden kann, dass Beitragsmonate von Rechtsanwaltsanwartern (§ 53 Abs 2 erster
Satz) und Rechtsanwélten, die aufgrund einer in den Satzungen gemal 8 53 Abs.2Z 5
getroffenen Regelung voriibergehend geringere Beitrdge entrichten, entsprechend
deren geringerer Beitragsleistung nur anteilsméfig erworben werden kdnnen, sowie
die Vollendung des 70. Lebensjahrs; die Satzungen konnen ein ginstigeres
Anfallsalter vorsehen, mindestens jedoch die Vollendung des
65. Lebensjahrs; eine vorzeitige Alterspension kann bis zu vier Jahre vor Erreichen
des fir den Betreffenden malgeblichen Pensionsalters bei Abschldgen, die nach
versicherungsmathematischen Grundsétzen zu berechnen sind, vorgesehen werden;

im Fall der Berufsunfahigkeitsversorgung das Nichterreichen der flr Leistungen nach
lit. a maRgeblichen Altersgrenzen; ferner muss der Rechtsanwalt oder
Rechtsanwaltsanwarter mindestens finf Jahre beitragspflichtig gewesen sein oder den
Beruf als Rechtsanwalt unter einer der in der Anlage zum EIRAG, Art. | BGBI. |
Nr. 27/2000 in der jeweils geltenden Fassung, angefiihrten Bezeichnungen in einem
Mitgliedstaat der Europdischen Union, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
uber den Européaischen Wirtschaftsraum oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft
mindestens finf Jahre berechtigt ausgelbt haben (Wartezeit); die Wartezeit erhéht
sich auf zehn Jahre, wenn sie erst nach Vollendung des 50. Lebensjahrs des
Rechtsanwalts oder Rechtsanwaltsanwarters zu laufen begonnen hat;

im Fall der Alters- und Berufsunfahigkeitsversorgung

aa) der Verzicht auf die Auslibung der Rechtsanwaltschaft im In- und Ausland;

bb) bei niedergelassenen européischen Rechtsanwalten darliber hinaus eine
Bescheinigung der im Herkunftsstaat zustdndigen Stelle (iber diesen Verzicht;

cc) der Verzicht auf die Eintragung in die Verteidigerliste;

im Fall der Witwen-(Witwer-)Versorgung, dass die Ehe vor Vollendung des
55. Lebensjahrs des verstorbenen Rechtsanwalts oder Rechtsanwaltsanwarters
geschlossen worden ist, es sei denn, dass die Ehe zum Zeitpunkt des Todes des
Rechtsanwalts oder Rechtsanwaltsanwaérters aufrecht war und bis zu diesem Zeitpunkt
mindestens fiinf Jahre aufrecht bestanden hat und der Altersunterschied zwischen dem
verstorbenen  Rechtsanwalt oder Rechtsanwaltsanwérter und der Witwe
beziehungsweise dem Witwer weniger als 20 Jahre betrégt oder dass der Ehe Kinder
entstammen;

im Fall der Versorgung des geschiedenen Ehegatten, dass
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aa) der verstorbene Rechtsanwalt oder Rechtsanwaltsanwarter zum Zeitpunkt des
Todes Unterhalt (einen Unterhaltsbeitrag) auf Grund eines gerichtlichen Urteils, eines
gerichtlichen Vergleichs oder einer vor Auflosung der Ehe eingegangenen
vertraglichen Verpflichtung zu leisten hatte, sofern der geschiedene Ehegatte nicht
eine neue Ehe geschlossen,

bb) die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert und

cc) der Ehegatte im Zeitpunkt der Auflosung der Ehe das 40. Lebensjahr vollendet hat.
Die unter lit. bb und cc genannten Voraussetzungen entfallen, wenn der Ehegatte seit
dem Zeitpunkt der Auflésung der Ehe erwerbsunfahig ist oder nach dem Tod des
Rechtsanwalts oder Rechtsanwaltsanwaérters eine Waisenrente im Sinne der Z 1
anfallt, sofern dieses Kind aus der aufgeldsten Ehe stammt oder von den Ehegatten
gemeinsam an Kindes statt angenommen worden ist und das Kind in allen diesen
Féllen im Zeitpunkt des Todes des Rechtsanwalts oder Rechtsanwaltsanwarters
stdndig in Hausgemeinschaft mit dem anspruchsberechtigten Ehegatten lebt. Das
Erfordernis der standigen Hausgemeinschaft entféllt bei nachgeborenen Kindern.

3. Jeder Versorgungsanspruch wird mit Ablauf des Monats wirksam, in dem alle
Voraussetzungen des betreffenden Anspruchs erfillt sind.

4. Der Versorgungsanspruch der Witwe beziehungsweise des Witwers (des geschiedenen
Ehegatten) endet mit Wiederverehelichung; ware die Unterhaltsverpflichtung des
Verstorbenen aus anderen Grunden weggefallen, so ruht der VVersorgungsanspruch.

5. Der Versorgungsanspruch des Kindes endet mit dem letzten Tag des Monats, in dem
die Unterhaltspflicht des Verstorbenen geendet hatte. Der Anspruch auf Waisenrente
ruht fur die Dauer einer vorlbergehenden Selbsterhaltungsfahigkeit, insbesondere fir
die Dauer der Ablegung des Prasenz- oder Zivildienstes; er endet jedenfalls mit dem
letzten Tag des Jahres, in dem das Kind das 26. Lebensjahr vollendet hat.

(3) In den Satzungen der Versorgungseinrichtungen konnen auch Uber die im Abs 2
festgelegten Grundsétze hinausgehende, fir die Versorgungsberechtigten glnstigere
Regelungen festgesetzt werden, insbesondere ginstigere Wartezeiten; bei der
Berufsunfahigkeits- und Hinterbliebenenversorgung kann auf das Erfordernis der
Wartezeit ganz verzichtet werden. Die Satzungen kdnnen auch vorsehen, dass ehemalige
Rechtsanwélte und  Rechtsanwaltsanwérter sowie deren  Hinterbliebene bei
Weiterentrichtung von Betrédgen in die Versorgungseinrichtung, bei deren Hohe der
Entfall der Erbringung von Verfahrenshilfeleistungen zu bericksichtigen ist,
anspruchsberechtigt bleiben. Zuséatzlich zu den auf dem Umlagesystem beruhenden
Versorgungseinrichtungen  koénnen in den  Satzungen auch nach  dem
Kapitaldeckungsverfahren gestaltete Versorgungseinrichtungen geschaffen werden, bei
denen die Versorgungsanspriche ausschlieBlich nach den eingezahlten Betrdgen, den
Pramien und den Veranlagungsergebnissen berechnet werden, auf das Erfordernis der
Wartezeit ganz verzichtet werden kann und der Verzicht auf die Ausiibung der
Rechtsanwaltschaft keine Anspruchsvoraussetzung ist. Besteht eine solche nach dem
Kapitaldeckungsverfahren gestaltete VVersorgungseinrichtung, so sind die Kapital- und die
Unverfallbarkeitsbetrdge, die insbesondere aus einer  Pensionskasse, einer
Gruppenrentenversicherung, einer Versorgungs- und Unterstlitzungseinrichtung einer
Kammer der selbstandig Erwerbstatigen oder von einem friheren Arbeitgeber oder
Dienstgeber Ubertragen werden, den eingezahlten Betragen gleichgestellt.

(3a) Fur den Fall des Erléschens der Berechtigung zur Austibung der Rechtsanwaltschaft oder
— soweit deren Einbeziehung in die nach dem Kapitaldeckungsverfahren gestaltete
Versorgungseinrichtung in der jeweiligen Satzung vorgesehen ist — der Loschung aus der
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Liste der Rechtsanwaltsanwarter kann das ehemalige Kammermitglied die Ubertragung
seines Guthabens aus der nach dem Kapitaldeckungsverfahren gestalteten
Versorgungseinrichtung in  eine  andere, ihm  nunmehr  offenstehende
Versorgungseinrichtung, insbesondere in eine Pensionskasse oder eine Einrichtung im
Sinne des 8 5 Z 4 PKG, in eine betriebliche Kollektivversicherung oder
Gruppenrentenversicherung eines neuen Arbeitgebers oder in eine Versorgungs- und
Unterstutzungseinrichtung der selbstandig Erwerbstétigen, beantragen. Die naheren
Bestimmungen fiir die Ubertragung sind in der betreffenden Satzung zu regeln.

(4) Die Rechtsanwaltskammern kénnen auch Einrichtungen zur Versorgung ihrer Mitglieder
und deren Angehorigen sowie sonstiger Personen, die Leistungen aus der
Versorgungseinrichtung (8 49) beziehen, fir den Fall der Krankheit schaffen, die die
Voraussetzung des 8§ 5 GSVG erfillen. Diese Einrichtungen koénnen auch in einer von der
Rechtsanwaltskammer abgeschlossenen vertraglichen Gruppenversicherung bestehen.

(5) Bei der Bemessung von zusétzlichen Leistungen nach Abs 3 und 4 ist auf die
wirtschaftliche Leistungsfahigkeit der Kammermitglieder Bedacht zu nehmen.

§51

Die Plenarversammlung der Rechtsanwaltskammer hat alljahrlich eine Leistungsordnung und
eine Umlagenordnung zu beschlieBen. In der Leistungsordnung ist die HOhe der von der
Versorgungseinrichtung zu erbringenden Leistungen festzusetzen, in der Umlagenordnung die
Hohe der Beitrédge zur Aufbringung der dazu notwendigen Mittel.

§ 52

(1) Die Basisaltersrente (8 49 Abs. 1) darf die nach § 293 Abs. 1 und 2 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes, BGBI. Nr. 189/1955 in der jeweils geltenden Fassung,
festgelegten Richtsétze nicht unterschreiten.

(2) Sind nach einem Rechtsanwalt oder Rechtsanwaltsanwarter zwei oder mehr Personen mit
Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung vorhanden, so darf die Summe der Leistungen
fur diese Anspruchsberechtigten nicht hoher sein als die Leistung, auf die der
Rechtsanwalt oder Rechtsanwaltsanwérter selbst Anspruch héatte. Innerhalb dieses
HochstausmalRes sind die Leistungen an die einzelnen Anspruchsberechtigten
verhéltnismaliig zu kirzen.

(3) Erreicht die Summe der in einem Kalenderjahr von der Versorgungseinrichtung
erbrachten  Leistungen nicht mindestens die HOhe des der betreffenden
Rechtsanwaltskammer zukommenden Teiles der Pauschalvergiitung, so ist der unter
Berlcksichtigung des 8 53 Abs 1 zweiter Satz verbleibende Rest dieses Teiles auf die
Anspruchsberechtigten im Verhaltnis ihrer Anspriiche aus den Abs 1 und 2 aufzuteilen.

(4) Die Leistungsordnung kann Gber die vorstehenden Bestimmungen hinausgehende
Leistungen  vorsehen,  besonders  hohere  Versorgungsleistungen, um  den
Anspruchsberechtigten eine den  durchschnittlichen  Lebensverhéltnissen  eines
Rechtsanwalts oder Rechtsanwaltsanwarters angemessene Lebensfiihrung zu ermdéglichen,
sowie angemessene Todfallsbeitrdge und Abfindungsleistungen. Sie kann auch nach der
Dauer der Eintragung in die Liste einer Rechtsanwaltskammer oder der Dauer der
Beitragszahlung in eine Versorgungseinrichtung einer Rechtsanwaltskammer oder dem
Zeitpunkt der Inanspruchnahme der Versorgungsleistung abgestufte Leistungen vorsehen.
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Bei der Bemessung solcher zusatzlicher Leistungen ist jedoch auf die wirtschaftliche
Leistungsfahigkeit der Kammermitglieder Bedacht zu nehmen.

§53

(1) Die Umlagenordnung hat die Beitrdge fiir die Versorgungseinrichtung so zu bemessen,
dass unter Beriicksichtigung des der betreffenden Rechtsanwaltskammer zukommenden
Teils der Pauschalvergiitung die Auszahlung der Leistungen langfristig gesichert ist. Zu
diesem Zweck sind unter Bericksichtigung mittelfristiger Finanzierungserfordernisse
nach versicherungsmathematischen Grundsétzen zu berechnende Ricklagen zu bilden. In
der Umlagen- und Leistungsordnung kann fur Bezieher von Leistungen aus der Alters-,
der Berufsunféhigkeits- sowie der Hinterbliebenenversorgung jeweils befristet fiir eine
Hochstdauer von zehn Jahren ein Pensionssicherungsbeitrag von nicht mehr als 2,5 vH
der jeweils zur Auszahlung gelangenden monatlichen Bruttoleistung festgesetzt werden,
wenn  nach  versicherungsmathematischen  Grundsatzen die  Deckung  der
Versorgungsleistungen kurzfristig nur durch eine auflergewthnliche Erhéhung der
Umlagen erreicht werden konnte, die die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit der
Kammermitglieder tbersteigen wirde.

(1a) Abs. 1 gilt nicht fur Versorgungseinrichtungen nach dem Kapitaldeckungsverfahren.

(2) Die Beitrage durfen sich fir Rechtsanwaltsanwarter hochstens auf die Halfte des
Beitragsteils belaufen, der von den in die Liste der Rechtsanwalte eingetragenen
Rechtsanwilten tatsachlich zu entrichten ist; im Ubrigen sind die Beitrage grundsatzlich
fir alle beitragspflichtigen Rechtsanwalte und Rechtsanwaltsanwarter gleich hoch zu
bemessen. Die Umlagenordnung kann jedoch bestimmen, dass
1. Rechtsanwalte oder Rechtsanwaltsanwarter, die bereits die Voraussetzungen zur

Inanspruchnahme der Versorgungseinrichtung erfillen, Leistungen aus dieser jedoch
nicht in Anspruch nehmen, von der Leistung der Umlage ganz oder teilweise befreit
werden;

2. die Hohe der Umlagen nach der Dauer der Standeszugehdrigkeit der Rechtsanwalte
oder Rechtsanwaltsanwaérter abgestuft wird;

3. die Beitrdge so zu bemessen sind, dass die unterschiedliche Belastung im Rahmen der
Verfahrenshilfe und die Nichterbringung von Verfahrenshilfeleistungen durch
niedergelassene europdische Rechtsanwélte (8 13 Z 3 EIRAG) und
Rechtsanwaltsanwérter Berlcksichtigung finden;

4. Umlagen in bericksichtigungswirdigen Fallen gestundet und allfallige Rlckstande
mit den Leistungen aus der Versorgungseinrichtung aufgerechnet werden;

5. Rechtsanwalte im Fall einer Antragstellung innerhalb eines Jahres ab der Geburt ihres
Kindes oder der Annahme eines Kindes an Kindes Statt fir einen Zeitraum von
hochstens zwolf Kalendermonaten lediglich den fur Rechtsanwaltsanwarter
maligeblichen Beitrag zu entrichten haben.

In der Umlagenordnung kann ferner vorgesehen werden, dass die Beitrdge der

Rechtsanwaltsanwérter jeweils bei dem Rechtsanwalt einzuheben sind, bei dem sie in

praktischer Verwendung stehen.

§ 54

Uber einen Antrag auf Gewdhrung von Leistungen aus der Versorgungseinrichtung hat der
Ausschul} der Rechtsanwaltskammer langstens innerhalb dreier Monate zu entscheiden.
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§55

Der Osterreichische Rechtsanwaltskammertag hat jahrlich spatestens zum 31. Marz des
jeweils folgenden Kalenderjahrs dem Bundesminister fiir Justiz zu berichten tber
1. die Verteilung der Pauschalvergiitung an die Rechtsanwaltskammern unter Angabe
der einzelnen Betrége;
2. die Verwendung der einzelnen Betrdge der Pauschalvergiitung durch die
Rechtsanwaltskammern;
3. die Anzahl der im abgelaufenen Kalenderjahr geleisteten Vertretungen und
Verteidigungen (8 47 Abs 1).

8§ 56

(1) Die Rechtsanwaltskammern haben (iber die Bestellungen im Sinn des § 45 fir jedes
Kalenderjahr ein besonderes Register zu flhren. In dieses sind mindestens einzutragen
1. die mit 1 beginnende fortlaufende Geschaftszahl;
2. die Bezeichnung und das Aktenzeichen des Gerichtes, das die Beigebung eines

Rechtsanwalts bewilligt hat;

3. der Name und der Kanzleisitz des bestellten Rechtsanwalts;
4. der Tag des Bestellungsbescheides.

(2) Die Rechtsanwaltskammern haben diese Register durch sieben Jahre vom Schlul} des
jeweiligen Kalenderjahrs aufzubewahren und dem Bundesminister fur Justiz auf dessen
Verlangen jederzeit vorzulegen.

§ 56a

(1) Auf die Leistungen der nach § 45a bestellten Rechtsanwalte sind die 88 55 und 56 mit der
Mafgabe sinngemé&l? anzuwenden, dass an die Stelle des Bundesministers flr Justiz der
Bundeskanzler tritt.
(2) Der Bund hat dem Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag jahrlich spatestens zum
30. September fir die im abgelaufenen Kalenderjahr erbrachten Leistungen der nach § 45a
bestellten Rechtsanwdlte eine angemessene Pauschalvergiitung zu zahlen, deren Hohe
durch Verordnung des Bundeskanzlers festzusetzen ist. Ubersteigt die voraussichtliche
Hohe der Pauschalvergiutung den Betrag von 25 000 Euro, hat der Bundeskanzler dazu das
Einvernehmen mit dem Bundesminister fur Finanzen und dem Hauptausschuss des
Nationalrats herzustellen.
(3) Die erstmalige Festsetzung der Pauschalvergiitung hat anhand der Anzahl der jahrlichen
Bestellungen und des Umfangs der erbrachten Leistungen im Sinn des Abs. 1 anhand des
Durchschnitts der letzten finf Kalenderjahre zu erfolgen. Die HOhe der
Pauschalvergiitung ist in weiterer Folge dann entsprechend neu festzusetzen, wenn
1. sich die wirtschaftlichen Verhéltnisse im Vergleich zu dem Zeitpunkt, bis zu dem
diese Umstande bei der erstmaligen Festsetzung oder der letzten Neufestsetzung
beriicksichtigt worden sind, auch im Rahmen der Durchschnittsbetrachtung wesentlich
andern oder

2. die Anzahl der jahrlichen Bestellungen oder der Umfang der Leistungen im Sinn des
Abs. 1 gemessen am Durchschnitt der jeweils letzten fiinf Kalenderjahre vor dem
Zeitpunkt der Neufestsetzung um mehr als 20 vH gestiegen oder gesunken ist.
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(4) Fur nach 8§ 16 Abs. 4 erster Satz erbrachte Leistungen der nach § 45a bestellten
Rechtsanwélte ist eine angemessene Pauschalvergitung gesondert festzusetzen.

(5) Die Pauschalvergltung nach Abs. 2 ist vom Bund und den Lé&ndern anteilsméfig zu
tragen, wobei sich die Anteile nach dem Verhéltnis der auf das jeweilige
Verwaltungsgericht entfallenden Bestellungen zur Gesamtzahl dieser Bestellungen
bestimmen. Die Lénder haben dem Bund den jeweils auf sie entfallenden Anteil
spatestens zum 31. Marz des dem Kalenderjahr nachfolgenden Jahres zu ersetzen, in dem
die Zahlung durch den Bund nach Abs. 2 erfolgt ist.

VIII. Abschnitt - Strafbestimmungen
§ 57

(1) Wer unberechtigt die Berufsbezeichnung ,,Rechtsanwalt®, eine der in der Anlage zum
EIRAG angeflihrten Anwaltsbezeichnungen oder eine der sich aus dem 5. Teil des
EIRAG ergebenden Berufsbezeichnungen fur international tatige Rechtsanwaélte fiihrt,
seiner Firma beifugt, als Geschaftszweig oder Gegenstand des Unternehmens angibt, sonst
zu Werbezwecken verwendet oder auf andere Weise die Befugnis zur Austibung der
Rechtsanwaltschaft vortauscht, begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist mit Geldstrafe
bis zu 10 000 Euro zu bestrafen.

(2) Wer unbefugt eine durch dieses Bundesgesetz den Rechtsanwaélten vorbehaltene Tatigkeit
gewerbsmalig anbietet oder ausuibt, begeht eine Verwaltungsubertretung und ist mit
Geldstrafe bis zu 16 000 Euro zu bestrafen. Diese Tat darf nicht auch nach anderen
Bestimmungen tber die Strafbarkeit der Winkelschreiberei geahndet werden.

(3) Die vorstehenden Bestimmungen sind nicht anzuwenden, wenn eine der nach Abs 1 und 2
strafbaren Handlungen zugleich den Tatbestand einer gerichtlich strafbaren Handlung
bildet.

§ 58

Im Verwaltungsstrafverfahren nach 8 57 sowie in einem anderen Verfahren wegen
Winkelschreiberei durch unbefugte Ausubung einer den Rechtsanwalten vorbehaltenen
Tatigkeit hat die Rechtsanwaltskammer, in deren Sprengel die zur Verfolgung zustandige
Behorde ihren Sitz hat, Parteistellung einschlieBlich der Rechtsmittelbefugnis und des
Rechtes auf Erhebung einer Revision an den Verwaltungsgerichtshof geméall Art. 133 Abs. 1
Z1B-VG.

IX. Abschnitt — Schiedsgerichtsbarkeit
§ 59

(1) Bei den Rechtsanwaltskammern kénnen durch Beschluss der Plenarversammlung, beim
Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag durch Beschluss der Vertreterversammlung
jeweils Schiedsgerichte fiir Streitigkeiten im Sinne der §8 577 ff ZPO errichtet werden.

(2) Fur die Schiedsgerichte der Rechtsanwaltskammern hat der jeweilige Ausschuss, fur das
Schiedsgericht des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags die Vertreterversammlung
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eine Schiedsgerichtsordnung zu erlassen. Die Vertreterversammlung des Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertags ist daruber hinaus befugt, eine Rahmenschiedsgerichtsordnung
zu  beschlieBen, in der die wesentlichen Grundsatze fur die wvon den
Rechtsanwaltskammern zu erlassenden Schiedsgerichtsordnungen festgelegt werden
konnen.

(3) Die Organe der Schiedsgerichte sind bei der Austibung ihrer Funktion unabhéngig und an
keine Weisungen gebunden.

“ 88 1 Abs. 2, 2 Abs. 4, 3, 5 Abs. 1a, 15 Abs. 2 und 30 Abs. 1, 1a und 3 RAO (idF BRAG 2008) sind erst auf
rechtswissenschaftliche Studien anzuwenden, die nach dem 31. August 2009 begonnen werden, wobei die
Fortsetzung des Studiums an einer anderen Universitat keinen Einfluss auf den schon begonnen Fristenlauf hat;
liegen dem zur Ausiibung der Rechtsanwaltschaft oder fir die Ernennung zum Notar erforderlichen Studium des
Osterreichischen Rechts (8§ 3 RAO, 6a NO) mehrere Studien zu Grunde (8 54 ff. Universitétsgesetz 2002), so ist
die ab dem 1. September 2009 geltende Rechtslage auch bereits dann anzuwenden, wenn lediglich das
abschlieBende rechtswissenschaftliche Studium, durch dessen Absolvierung die VVoraussetzungen des § 3 RAO
bzw. § 6a NO insgesamt erfllt werden, nach dem 31. August 2009 begonnen wird.

§ 3 Abs. 4 RAO (idF BRAG 2008) ist auf Studienabschliisse, die zur Berufsausiibung dienen sollen,
anzuwenden, wenn der Antrag des Berufswerbers nach dem 31. August 2009 bei der jeweils zustandigen
Kammer beziehungsweise bei der Ausbildungsprifungskommission eingebracht wird.

'§ 2 Abs. 1 RAO ist auf Praxiszeiten bei einem Wirtschaftspriifer oder Steuerberater anzuwenden, die nach dem
31. August 2013 zuriickgelegt worden sind.

"§ 2 Abs. 3 Z 1 RAO (idF BRAG 2008) ist erst auf universitdre Ausbildungen, mit denen ein weiterer
rechtswissenschaftlicher akademischer Grad erlangt wurde, anzuwenden, wenn diese nach dem 31. August 2009
begonnen wurden.

"~ Fur Ehegatten, Ehesachen oder Eheangelegenheiten malRgebende Bestimmungen in der jeweils geltenden
Fassung sind auf eingetragene Partner, Partnersachen oder Partnerangelegenheiten sinngeméR anzuwenden
(8 43 EPG).

* Soweit die Plenarversammlung der zustandigen Rechtsanwaltskammer zwischen der Kundmachung und dem
Inkrafttreten des BRAG 2010 nicht zusammentritt, kénnen Richtlinien nach § 27 Abs. 1 lit. g RAO in der
Fassung des BRAG 2010 ausnahmsweise auch durch den Ausschuss der Rechtsanwaltskammer beschlossen
werden. Diesfalls hat spatestens in der ersten Plenarversammlung nach dem Inkrafttreten des BRAG 2010 eine
Beschlussfassung der Plenarversammlung nach § 27 Abs. 1 lit. g RAO in der Fassung dieses Bundesgesetzes mit
der Wirkung zu erfolgen, dass damit gleichzeitig der Beschluss des Ausschusses auBer Kraft tritt.

" Eine Festsetzung von Beitrdgen der Kammermitglieder aus dem Kreis der Rechtsanwaltsanwarter nach
§ 27 Abs.1 lit. d RAO hat erst fiir die Zeit nach dem 31. Dezember 2010 zu erfolgen.

Rechtsanwaltsordnung (RAO) — Stand: 1.1.2014
www.rechtsanwaelte.at

Osterreichischer Rechtsanwaltskammertag



	I. Abschnitt - Erfordernisse zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft
	II. Abschnitt- Rechte und Pflichten der Rechtsanwälte
	III. Abschnitt - Die Rechtsanwaltskammer und deren Ausschuß
	IV. Abschnitt - Erlöschung der Rechtsanwaltschaft
	V. Abschnitt - Österreichischer Rechtsanwaltskammertag
	VI. Abschnitt - Bestellung von Rechtsanwälten, besonders zur Verfahrenshilfe
	VII. Abschnitt - Pauschalvergütung, Alters-, Berufsunfähigkeits- und Hinterbliebenenversorgung
	VIII. Abschnitt - Strafbestimmungen
	IX. Abschnitt – Schiedsgerichtsbarkeit

